


















































kannt ist auch der 1975/16 unter maßgeblicher Beteiligung der 
Friedrich-Ebert-Stiftung gegen die SWAPO lancierte Spal­
tungsversuch. 

Daß gerade im südlichen Arrika die imperialistische Suche nach 
neokolonialistischen Lösungen in der gegenwärtigen Situation 
besonders intensiv ist, veranschaulichten neben Nauyala die 
Diskussionsbeiträge von R. Maguni (Direktor von Radio 
Mo.;:ambique) und R. September (Revolutionsrat des Afrika­
nischen Nationalkongresses von Südafrika). Hier geht es, wie 
Maguni ausführte, für den Imperialismus darum, "eine Formel 
zu finden, die eine Kompromißlösung für die gegenwärtige La­
ge im südlichen Afrika möglich macht," um durch ein Aus­
wechseln der herrschenden Cliquen eine neokoloniale Situation 
zu schaffen . Vor allem als Reaktion auf die umfassende Krise 
des imperialistischen Herrschaftsmechanismus im südlichen 
Afrika und die Krise innerhalb der Republik Südafrika wertete 
R. September die fieberhafte Suche nach neokolonialen Lösun­
gen im südlichen Afrika. Im wesentlichen geht esfür den Impe­
rialismus dabei darum, den Subkontinent sowohl als unschätz­
bares Reservoir an materiellen und menschlichen Ressourcen al­
sauch als strategischen Brückenkopf im Rahmen der imperiali­
stischen Globalstrategie zu erhalten. Von daher erklärt sich 
auch die nach wie vor offene ökonomische und militärische Un­
terstützung des Westens für die Rassistenregimes (siehe das 
Atomkomplott BRD-Südafrika), obwohl sein Vertrauen in 
deren Fähigkeit, revolutionäre Veränderungen zu unterdrtlk-

E. Rodriguez Konkurrent 
Es erscheint wichtig, daran zu erinnern, daß es neben anderen quali­

Verllnderungen dieses Jahrzehnts nicht geringer Bedeu­
tung ist, daß in der kapitalistischen Welt drei bn­
tren entstandfn sind: die USA, Wfstfuropil und JaPlln. Wer La­
teinamerika spricht, darf aber nicht aus dem Blick vfrlieren, daß 
trotz dieses Wandels der Yankee- Impcrialismus nach wi­
vor der schlimmstf Feind unserer VOlker und Gendarm des Weltim· 
perialismus ist. Im folgend en gehl es daher nicht darum, die Rolle, 
':I'elche die neuen imperialistischen Zentren in Lateinamerika, dem 
traditionellen " Hinterhor' der USA spielen kOnnen, zu Ubertreiben. 
Doch gilt es darauf hinzuweisen, daß auch auf unserem Kontinent 
sich das KrlIfteverhllltnis zwischen den imperialistischen Zentren ver· 
schiebt, und - wie kOnnte es anders sein - in ernsten WidersprU' 
ehen und zum Ausdruck kommt. 
Niemals wird man genug Ober die Rolle des und 
seiner Monopole in unserem Land forschen und schreiben kOnnen. 
Wenn wir aU dies heute als bekannt voraussetzen, so deshalb, weil wir 
meinen. daß es hier von unmittelbarem Interesse sein kOnme. die Fra­
ge nach der Rolle der BRD im Rahmen der imperialistischen Beherr­
schung Lateinamerikas zu stellen. 
Die westdeutschfn Auslandsinvestitionen insgesamt erreichten in den 
60er Jahren kaum 700Mio Dollar. Bekanntlich ist in den 70er Jahren 
hier ein Wandel eingetreten, insbesondere nach der großen Krise der 
Jahre 1973/74. Die Summe der Investitionen aus der BRt> erhOhte 
sich von 7,2 Mrd Dollar 1971 auf 20 Mrd Dollar 1977. 
Nehmen wir zum Beispiel den Vierjahreszeitraum von 1974-1977. 
Die USA investierten in Form von privaten 
19,Hg Mrd. Und zum ersten Mal werden sie Westeuroj>3 weit 
überholt, das in seiner Gesamtheit 24 Mrd Dollar investiert. Dies vor 
allem wegen des enormen Wachstums des BRD·Kapitalexports, der 
allein 8,9 Mrd Dollar ausmacht. 
Für uns Lateinamerikaner zieht ein besonderes Merkmal dieser 
stitionen die Aufmerksamkeit auf sich. Wenn wir die Kapitalinvest i· 
tionen zwischen den imperialistischen Staaten unberücksichtigt las· 
sen, die sich in etwa - trOtz der bekannten Niveauunterschiede -
ausgleichen. so sehen wir, daß die BRD vorzugsweise in Lateinameri­
ka investiert, relativ gesehen sogar mehr als die USA selbst. Nehmen 
wir die Gesamtinvestitionen der USA und der BRD in den drei Konti ­
nenten Afrika, Asien und Lateinamerika, so sehen wir, daß - wäh­
rend die USA 1967 58,4 "0 ihrer in Lateinamerika tätig· 
ten - der entsprethende Anteil bei der BRD 77,S '10 beträgt, gegen­
über nur 22,S "0 fUr Afrika und Asien zusammen. Noch ein interes· 
santes Merkmal: Die Im'estitionen der BRD sind zu 79 '10 in der ver· 
arbeitenden Industrie Lateinameriklls konzentriert. während der USo 
Ameil hier nur 50 '" erreichte. 
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ken, durch die Siege in Angola und M(l(i:ambique sowie durch 
den Soweto-Aufstand grundsätzlich erschüttert ist. 
Speziell mit der Rolle der BRD in den neokolonialen Konnikt­
lösungsstrategien im Nahen Osten beschäftiglen sich Hans Le-­
brKht (JournalisI, Israel) und Naim el Ashhab. H. Lebrecht 
ordnete die Beziehungen der BRD mit Israel dem imperialisti­
schen Ausbau des israelischen Staates zum aggressiven Bruk­
kenkopf gegen den Befreiungskampf der arabischen Völker un­
ter. Als eine neokoloniale Hauptmacht bei der Ausplünderung 
der arabischen Welt wurde die BRD im Diskussionsbeitrag von 
N. Ashhab dargestellt (siehe Kasten). 
Einen besonderen Schwerpunkt der neokolonialen Expansion 
der BRD bildet Lateinamerika, was E. Rodriguez mit einigen 
Kennziffern verdeutlichte (siehe Kasten). Hier manifestiert sich 
besonders deutl ich - darauf wies A. Alcorta (stellvertrelender 
Vorsitzender der KP Paraguays) hin -, daß der Kapitalexport 
"ein machtvolles Instrument zur Beherrschung und Ausbeu­
tung, zur Deformierung der Wirtschaft" der Entwick lungslän­
der ist. In Paraguay Z. B. befinden sich 851170 des Außenhandels 
in Händen der Auslandsmonopole. Mehr al 301lJo aller Devisen, 
die über den Außenhandel erwirtschaftet werden, gehen in 
Form von Dividenden, Zinsen , Tilgungen und Kapitaltransfers 
wieder an das Ausland zurück . "Für jeden Dollar, den der Im­
perialismus in Paraguay invesliert, erhält er vier zurück." Be­
zeichnend ror das Paktieren des westdeutschen Großkapitals 
mit reaktionären Regimes sind auch seine Beziehungen zu Chi­
le. Wie diese Beziehungen nach dem Sturz Salvador Allendes 
inlensiviert wurden, zeigte I. Ljubetlc (Historiker, Chile) an 
zahlreichen Beispielen. 
Auch in Argentinien sind die Auswirkungen der Durchdringung 
des Landes durch das Auslandskapital (das zu 711'JG aus der BRD 
kommt) deutlich spürbar. Die ausländischen Monopole ver­
schärfen, wie J. Fuchs zeigte, die Abhängigkeit vom Kapitalgü­
terimport, die ungleichmäßige Entwicklung der Industrie und 
des Arbeitskräftepotentials, die lechnologische Abhängigkeit, 
die finanzielle Abhängigkeil sowie die Abhängigkeil der Land­
wirtschaft, die gerade in jüngster Zeit eines der bedeutendsten 
Ausbeutungsfelder für das internationale Monopolkapital ge­
worden ist. Dies alles sind Momente, die dazu beigetragen ha­
ben, daß sich Lateinamerika heute insgesaml in einer Stru klur­
krise befindet, was von M. Paredes (Honduras) herausgearbei­
tel wurde. 

Aufklärung ist wichtig, aber nicht genug 

Das Kolloquim zeigte die Vielfalt der mit dem Thema verbunde­
nen Probleme auf, die in diesem Bericht nur schlaglichtartig an­
gerissen werden konnten und der weiteren Diskussion bedür­
fen. Dem dient u. a. auch die in A lB 7-8/ 1978 begonnene Se· 
rie BRD-Neokolonialismus. Die wichtigsten Materialien des 
Kolloquiums werden voraussichtlich im Frühjahr 1979 in Ta· 
schenbuchform veröffentlicht werden. 
Daß dies alles für die Veranstalier kein bloß akademisches An­
liegen ist, verdeutlichte nicht nur die von Prof. E. Wulf( (Mit­
herausgeber des A lB) auf der Veranstaltung gezogene Bilanz 
der westdeutschen Solidarilätsbewegung (Ausschnitte siehe Ka­
sten). Auch in Ihrem Schlußwort der Tagung unterst richen die 
Veranstalter: "Die Tatsache, daß die Bundesrepublik Deutsch­
land zu einer der stärksten imperialistischen Mächte mit neoko­
lonialer Expansion ... geworden ist, ist großen Teilen der ar­
beitenden Bevölkerung unseres Landes überhaupt nicht be­
wußt. Auch der Formwandel imperialistischer Politik erschwert 
es vielen Menschen hier, in der neokolonialen Expansion das 
gleiche räuberische Wesen zu erkennen, das schon für die klas­
sische Kolonialpolilik des deutschen Imperialismus kennzeich­
nend war. Die Aufklärung über den Charakter und das Wesen 
neokolonialer Ausbeutung und Erpressung 'ist deshalb eine 
wichtige Aufgabe in unserem Lande." Und natürlich bedarf sie 
der Umsetzung in antlimperialistische Solidaritätsaktivität und 
in entwicklungspolilische Alternativvorstellungen . 



Erich Wulfl Solidarität gegen Neokolonialismus 

Liebe Freunde! 

Die Solidaritltsbewegung mit den Völkern Afrikas, Asiens und Latei­
namerikas haI in der BRD n<x:h keine sehr lange Ge.Khichte. So wur­
de z. B. der UnabMngigkeitskampf AlgerieflS bei uns noch von rela­
tiv ..... enigen, zumeist isoliert voneinander arbeitenden Groppen unter­
stOtZI. Erst die US--Aggression in Vietnam brachte eine zahlenmlßige 
bedeutende, pol iti.Kh breit gefacherte Solidaritltsbewegung hervor, 
die einen be$onders starken Widerhall in den Universi täten fand, je­
doch auch in der Friedensbe ..... <'!ung und in Teilen der Arbeiterbewe­
gung - hier besonders bei den bis 1968 noch in die Illegalilät gezwun­
genen Kommunisten - verwurzelt war. 
Die SoJidaritätsarbeil mit Vietnam hat dann ihrerseits dazu beigetra­
gen, daß viele - besonders junge - Menschen, wenn sie ihr morali­
.Khes Engagement auch intellektuell verarbeiten wollten, auf den Zu­
sammenhang imperialistischer und neokolonialer Ausbeutung mit 
dem kapita list ischen S)'stem stießen un die US-Aggression in Vietnam 
als einen Teil einer ..... eltweiten Auseinandersetzung zu begreifen lern· 
ten. So bildeten sich Ende der 60crl Anfang der 70er Jahre zahlreiche 
Gruppen, die Solidarität mit verschiedenen Befreiungsbe ..... egungen in 
der Dritten Welt Obten, aber auch Gruppen, die sich theoretisch und 
publizistisch mit dem Imperialismus und seinen Strategien auseinan­
dersetzten. Die meisten dieser Groppen hatten aber immer noch sehr 
wenig Verbindung untereinander, zum Teil waren sie selbständig, 
zum Teil von Jugend-Organisationen der Parteien (SP D, FDP, DKP) 
oder von Gewerkschaften getragen. 

ASK gegen neokoloniale Ausbeulung 

In dieser Situation beschlossen einige Persönlichkeiten, die in solchen 
Groppen gewirkt hatten, den Versuch einer Koordinierung der anti­
imperialistischen Aktivitlten in der Bundesrepublik zu machen und 
grtlndeten im Fr1Ihjahr 1973 das Antiimperialistische Solidaritatsko­
mitee (ASK1. Dieses Komitee, das l unlclut außer EinzelpeTSÖnlich­
keiten und Zeitungs- und Zci tschriftenredaktionen auch die Deut­
schen Jungdemokraten, die Sozialistische J ugend-Falken und die 
Naturfreunde-Jusend. die SDAJ, DKP:Hochschulgruppen ..... ie den 
Verband Deutschedr Studentenschaften, den MSB Spartakus und 
den So~ia1istischen Hochschulbund sowie christliche Organisationen 
wie die Christliche Friedenskonferenz umfaßte, stellte an die schon 
existierenden antiimperialistischen Gruppierungen keine bürokrat i· 
schen Führonssansprtlche; es wollte diese auch nicht zu seinen eige­
nen Unterorganisatioßen machen, sondern bot eine bundes ..... ei te 
plattform fOr ö rtliche oder von den jeweiligen politischen Groppen 
initiierte antiimperialistische Akliviläten In, die eine bessere Koordi­
nation der Arbeit jedes einzelnen Ini tiators bzw. Gruppierungen er· 
laubte. 
Die Grtlnduna eines solchen KomitC'CS seilte aber auch eine politische 
Plattform voraus. Diese Plattform lehnt sich stark an die Prinlipien 
der UNO- Resolution über Liquidation des Kolonialismus vom 14. 12. 
1960 an, bertlcksichtigt aber vor allem - neben dem Kampf gegen die 
tradi tionellen Formen des Kolonialismus - die neokoloniale Aus· 
beutung und Machlausübung der imperialistischen Mächte. Sie weist 
auch deutlich hin auf den Zusammenhang zwischen den neokolonia· 
len Ausbeutungsstrategien auch der Bundesregierung und der großen 
Konurne uTl5Cres Landes auf der einen Seite und deren RUckwirkung 
auf die Lage der IQhnabMngigen BcvOlkerungsmehrheit in der BRD 
auf der andern Seite. Diese Zusammenh.l.nge darzutun war für unsere 
Arbeit - neben der unmittelbaren Solidaritälsarbeit mit den Befrei­
unasbcv.·elungen, die natOr!ich an erster Stelle stand - besonders 
wichtig, um den Menschen in uTl5Crm Lande begreiflich lU machen, 
daß antiimperialistische Solidarität nich t blqß ein mora lisches Gebot 
ist, sondern langfristig auch zur Verbesserung der Lage der Menschen 
in unserm Lande bei tragen muß. 

Inhaltlich begann unsere Arbeit mit einem Hearins Uber die Situation 
im Naht n OUen, einem - wegen der nalistischen Vergangenheit un­
seres Landes besonders heiklen Kapitel der Solidaritätsarbeit. Unser 
Komitee stelile sich dabei auf den Standpunkt der UNO-Resolut ion 
vom November 1967, der den Abzug der israelischen Besallungstru~ 

pen aus allen besetzten arabischen Gebieten verlangt, aber - unter 
dieser Bedingung - auch das Lebensrecht Israels als Staat in seinen 
Grenzen garantieren will . Diese Haltung hat unser Komitee bis heute 
ebenso unbeirrt beibehalten, wie es für die Rechte der Palls!inenser 
auf einen eigenen Staat u. I. ein tritt und die PLO als ihre einlii legiti­
me Vertretung ansicht. 
Schon wenige Monate nach der Gr1Indung des ASK putsChten in Chi­
le, mi t UnterstUuung des CIA und internationaler Konzerne, die fa­
schistischen Generale. So wurde die Solidaritllt mit Chile über Jlhre 
zum Haupt-SchwerpunKt unserer Arbeit : und sie ist es bis heu te noch 
(siehe duu AlB 911978). Neben Chile ist - nach dem Sturz des por­
tugiesischen Faschismus und der Unabhängigkeit der ehemali,en por­
tugiesischen Kolonien - das ddUcht Afrika zum zweiten Schwer­
punkt unserer Arbeit aufgerückt . Hier werden in den nächsten Jahren 
folgenschwere Entscheidungen fallen. 
Wir können, trotz der Erfolge der Befrei ungsbewegungen in Zimbab­
we, trOtz der immer breiter werdenden Opposition gegen das 
Rassisten-Regime in Pretoria nicht damit rechnen, daß der Apart­
heidstbl bloß ein Atavismus, ein historisches Relikt ist, das von sei­
ber auseinanderfallen wird, um allenfalls "moderneren" Formen der 
Ausbeutuna wie dem Neokolonialismus Plau zu machen. Wenn dies 
im sUdlichen Afrika gcscMhe, wlre dies schon schlimm genug, und 
das ist sicher auch eine strategische Rüchupposition der Rassisten. 
Das klassische koloniale Regime in Pretoria kann aber dartlber hin­
aus einen Kristallisationskern abgeben für eine Entwicklung in Afri­
ka, die 150 bis 100 Jahre zurOckfOhrt: Ober eine zunehmende Aus­
höhlunS auch der formalen Unabhängigkei ten afrikanischer Staaten 
zu zunächst fa ktischen und spa~r luch offizialisierten Protektoraten 
wC$tlicher Schullmllchte. Die französisehe Afrika-Polit ik, die von 
der Bundesrepublik so eifrig unt«stU tzt wird, ist ein Beleg dafür, daß 
die NATQ.Staaten durchaus in der Lage sind, die ...... eitere billige AU$­
beutung von Rohstoffen in Afrika und die Erhaltung ihrer suategi­
schen Basen dort mit Hilfe einer neuen Kanonenboot-Polit ik durch­
lUSCIlen: Wenn es nicht anders geht, vielleicht auch mit einer Wieder­
geburt des klassischen Kolonialismus. 

Ermutigung für den Kamp( im eigenen Land 

Im ganzen können wir aber, trotz der Gegenoffensive des Imperialis­
mus auf militä rischer, politischer und ideologischer Front, tron eini­
ger schmerzlicher RUckschlage zuversichtlich sein: Im Wehrnaßstab 
verschiebt sieh das Gewicht der Krafte lunehmend zugunsten des 
Fortschritts. Die vollstlndige Befreiuni Vietnams hat hier em Zei· 
chen lesctZl, die Freiheit f!lr Guinea-Bissao, Mosambique und Anao­
Ia, und schließlich der Fehlschlaa des Imperialismus, Angola doch 
noch in neokoloniale Abhllngigkeit zUrtlehuzwingen. Wie in Viet­
nam hat auch in Afrika die internationale Solidarität, don vor allem 
diejenige unserer kubanischen Freunde, ihre Probe bestanden. 
Diese Entwicklung macht es fUt uns auch etwas leichter, die zuneh· 
menden Probleme und Schwierigkeiten der Arbeit in unserem eigenen 
Lande l U meistern: die politische Entwicklung nach reo:hts in allen 
Bundestagsparteien, im Fernsehen lind in der Presse, die Berufsver· 
bote, die antikommunistische Hexenjagd, die schon lange nicht mehr 
nur Kommunisten, sondern auch diejenigen trUft , die es noch riskie­
ren, mit Kommunisten zusammenluarbei ten. 
Kampf rur demokratische Freiheiten und antiimpcrialistische Solida­
ritlt aber sind z ...... ei Seiten der gleichen Sache, sie gebOren zusammen. 
Wer dies begreift, der wird auch in der Einheit der antiimpcrialisti · 
schen und demokratischen Krafte in unserm Land als not .... endi,e 
Aufgabe sehen. 

Liebe Freunde, 
die Solidaritatsbcwegung mit den Völkern Afrikas, Asiens und La­
teinamerikas in der BRD versucht - glaube ich - nach ihren Mög· 
lichkeiten ihr Bestes zu tun. Die anstehenden Aufgaben kann aber ci· 
ne nationale Solidaritlltsbewegung alleine nicht bewältigen, und 
schon gar nicht eine Solidaritl tsbcweilung, deren Krafte, wie die der 
unsern, äußert begrenzt sind. Jeder braucht hier des anderen Hilfe. 
Auch deshalb: Hoch die internationale Solidaritat. 
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Chile 

Akte von Madrid 
Die vom 9.-12. November 1978 in Madrid veranstaltete Welt­
konferenz der Solidaritl1( mit Chile vereinte Teilnehmer aus 100 
Ltindern unterschiedlichster politisch-weltanschaulicher Cou­
leur, Neben h(Jchften Reprllsentanlen des chilenischen Wider­
srandes wie H artensia Bussi de AI/ende, Car/os A ftamirano und 
Luis Corvalan waren kirchliche, gewerkschaftliche, christde­
mokro/ische un~ sozialdemokratische KrlI!te auffallend stark 
vertreten. Pinochet bezeichnet die Konferenz dennoch als "Mo­
n(Jver des internationalen Marxismus", Wie die von uns im vol­
len Wortlaut dokumentierte Schfußerk/(lnmg, die Akte von 
Madrid, illustriert, konnte sein Regime die WefUjffenr/ichkeit 
mit diversen VOr/lJuschungen einer "Liberalisierung" nicht ir­
reführen. Gerade das Thema der 2500 Versch wundenen und die 
jiJngsten Angriffe des faschistischen Regimes auj die chileni­
sche Arbeiterbewegung (Verbot quasifega/er Gewerkschaftsver­
blinde) standen im Blickpunkt der Beratungen. 

Vor nur 40 Jahren war die Welt von einem Kriegsbrand erfaßt, der alles 
umschloß. SO Mio Tote und die Verwüstung dutzender von Ländern 
waren Tei l des Preises, der geahlt werden mußte, um zu verhindern. 
daß sich die Barbarei und der Totalitarismus der gesamten Menschheit 
bemächtigte. Ohne Zweifel verschaffte der 1945 geschlossene Frieden 
jenen kei ne Erholungspause, die sich die Schaffung einer Welt ~um Ziel 
gesetzt haben, in der die Vernunft, die Gerechtigkeit und die Achtung 
d~r Quellen der Inspiration fUr das Zusammenleben der Menschen und 
der Völker. sind. 
In diesen Jahren .gab und gibt es ein um das andere Mal an verschiede­
nen Orten der Erde Versuche. die Gewalt. den Terror. die Abhängig­
keit und die Ausbeutung als -Instrumente zur Unterjochung von Uin­
dern und Kontinenten zu benut~en . Man versucht. unter allen Umstän­
den zu verhindern, daß der schöpferische Geist der Völker auf dem 
Weg ~ur Errichtung der gerechtesten, demokratischten und freiesten 
Ordnungen voranschreitet_ Der Kampf zwischCll den einen und den an­
de~n Kräften hat lange gedauert und wird lange dauern. Heute erreicht 
er eine neue und immer gewaltigere Dimension, in dem Maße, in dem 
sich die Volker ihres Rechts bewußt werden, Gestalter ihrer Zukunft zu 
sein. Diese Konfrontation hat keine Grenzen, aber das zentrale Ziel der 
Konferenz verpflichtet uns, unsere Ansicht zu prli~isieren. 
Im Süden Lateinamerikas hat sich ein Land von 10 Mio Einwohnern in 
einen Brennpunkt verwandelt. der - wenn die Absichten derer die 
Oberhand gewinnen, die sich verschworen haben, es seiner Freiheit und 
seiner Errungenschaften ~u berauben - an weiteren Punkten der Welt 
Versuche auslOsen kann, andere Nationen zu zertreten. Chile und das 
seit dem 11. September 1973 bestehende Drama sind kein isolierter Fall 
oder lediglich die Folge einer inneren Krise in der Geschichte dieses 
Landes. Dort ka·m eines.der Ziele der Strategie des Imperialismus zum 

'Ausdruck, die darauf gerichtet ist, auf einem gan~en Kontinent seine 
Herrschaft zu erhalten. 

Obwohl durch den WiderSland und die Solidarität gezügelt, sind die 
chilenische Diktatur und Pinochet heute weiter im Dienste der Interes­
sen einer Minderheit an der Macht und schaffen materielle und politi­
sche Bedingungen fOr die Institutionalisierung des Regimes. In diesem 
Zusammenhang ereignen sich gerade jetzt ernSte Vorkommnisse. Mit 
der Erfindung, die verschwundenen Gefangenen fil r mutmaßlich tot ~u 
erklären, berei tet die diktatorische Regierung auf der Suche nach einer 
LOsung des Problems neue Morde vor; sie verscharft die Unter­
drOckung der Gewerkschaftsföderationen und -syndikate, indem sie ih­
re repräsentativsten Organisationen aunöst und verfolgt, denen etwa 
112 Mio Werktätige angeschlossen sind; sie senkt die Kaufkraft der Be­
völkerung auf ein unglaublich niedriges Niveau und verurteilt eine gan­
ze Generation zum Hunger und dessen verhängnisvollen Folgen; sie 
schrlinkt drastisch die öffentlichen Ausgaben rilr Gesundheitswesen, 
Bildung, Ernährung, Transport, Wohnungswesen sowie wissenschaftli· 
che und technische Forschung ein; die Arbeitslosigkeit nimmt in nie ge· 
kanntem Ausmaße zu. Zusammengcfaßt. sie betreibt die schonungslo­
ses te Aggression gegen das chilenische Volk als eine notwendige Grund· 
voraussetzung, um ihr ökonomisches und politisches Ziel zu erreichen. 
Aber Chile ist nicht auf den Knien und· nicht geschlagen. 
Trotz seiner Tausenden von Toten und verschleppten Menschen und 
der Tausenden von politischen Gefangenen. die noch eingekerkert sind 
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oder vom greulichsten Unterdrückungs- und Terrorapparat der Ge­
schichte gequält werden und die durch die Solidarität gerellet werden 
mOssen, wächst der Kampf in seinem Inhalt und in seiner Breite. Die 
Werktätigen erheben mit Kraft ihre Forderungen, Juristen und Fach­
leute stellen sich in der öffentlichcn Diskussion gegen den Mummen· 
schanz einer faschistischen Verfassung, die Frauen und die Gesamtheit 
dcs Volkes organisieren sich in Verteidigung des Lebens ihrer ver· 
schwundenen Familienangehörigen, die Jugend zeigt immer eindeutiger 
ihre Auflehnung. 
Dieser Kampf fordert von der Wel t und den Demokraten eine Antwort. 
Diese Antwort muß sich in entsprechend konkreten Fakten ausdrücken 
und nicht in Deklamationen. die den objektiven Bedingungen nicht ge­
recht werden. De~ Kampf rar die Wiederherstellung der Demokratie 
einerseits und die ökonomische UnterstOtzung der Diktaturen an.derer­
seits sind unversöhnliche und entgegengesetzte Verhaltensweisen. Die 
Verteidigung der Menschenrechte muß notwendigerweise die Verteidi­
gung der polit ischen, sozialen und ökonomischen Rechte einschließen. 
Diese sind die unentbehrlichsten Grundlagen der Selbstbestimmung der 
Völker und ihrer Möglichkeit fOr ein freies und wUrdiges Leben. 
Angesichts dessen gib! es eine Frage, die wir nicht verschweigen kön· 
nen: Wofür hat die faschistische Junta die J Mrd Dollar vet>\'endet, die 
ihr in diesen ranf Jahren von Regierungen, internat ionalen Kreditinsti· 
tutcn und Privatbanken (Ibcrgcberl wurden? Es gibt nur eine Arltwortl 
Sie wurden in den Kauf von Waffen investiert, die wesentliche Elemen­
te der UnterdrOckung sind. und sie wurden von zwei oder drei einheimi­
schen und den allmächtigen multinationalerl Finanzgruppen verschlun­
gen. Wir verurteilen energisch jene Regierungen und Institutionen. die 
mit diesen Mitteln das Pinochet·Regime unterstUtzen, es in eine Bedro­
hung rilr den Frieden des Kontinents verwandeln und den Kampf der 
chi lenischen Demokraten verlängern und erschweren. 
Deshalb fordern wir die Beendigung der Bereitstellung von Waffen und 
finanziellen Mitteln filr die Militärjunta und die Beibehaltung der von 
der internationalen Gemeinschaft geschaffenen Instrumente zur Ober­
wachung und zum Schutz der Menschenrechte in Chile, speziell die Ad­
hoc-Arbeitsgruppe der Menschenrechtskommission der Vereinten Na­
tionen; wir .fordern die sofortige Aufklärung des Schicksals der Ver· 
schwundenen sowie die Bestrafung der Schuldigen an der Ermordung 
des ehemaligen chilenischen Ministers Orlando Letelier. 
Wir mUssen darauf hinweisen, daß sich diese Poli tik nicht nur auf La­
teinamerika beschränkt. Es erObrigt sich daher, Beispiele fOr die Ent­
wicklung jeder einzelnen dieser Erfahrungen anzuführen. Die rück­
schrittlichen, menschenfeindlichen Kräfte verfolgen ihre Politik auch 
in den anderen Teilen der Welt. Der Kampf des chilenischen Volkes 
und derer. die sich mit ihm solidarisieren. ist der Kampf aller VOlker 
der Welt. die fUr ihre Befreiung kämpfen und für das Recht, in Ober­
einstimmung mit ihrer eigenen Situation die Wege zu wählen, die sie zu 
einem besseren Schicksal führen. 
Diese Weh konferenz hat die Aufgabe, die Verpflichtung zur konkreten 
Aktion auf sich ~u nehmen. um alle Initiativen, die in ihrem Verlauf 
einmUtig beschlossen wurden, in Gang zu bringen. Auf diese Weise ant­
worten wir angemessen auf den Kampf der politischen und gesellschaft· 
lichen Kräfte, der Gewerkschaftsorganisationen, der J ugend, der Frau· 
en und der chilenischen Kirche. Es sind hier Kräfte anwesend. die aktiv 
die ErfUllung der von den Vereinten Nationen und auf zahlreichen in­
ternationalen Treffen angenommenen Resolutionen in Bewegung sel­
zen müssen. 
Wir haben in unseren Ländern Hunderttausende von der Diktatur Ver­
folgte aufgenommen. In der Mehrheit der Fälle haben wir sie gctröstet 
und ihnen geholfen, diese schwierige Erfahrung ~u bewältigen. Aber 
wir spUren, daß unsere Verpflichtungen größer sind. Erfullen wir in 
"ollem Maße die Ubernommene Verantwortung. ihnen Asyl zu gewäh· 
ren und unterstiltzen wir eindeutig das Recht aller dieser Menschen. in 
ihrem eigenen Vaterland zu leben. 
Die Weltkonferenz der Solidarität mit Chile wird dafür sorgen, daß ih­
re Stimme kraftvoll in alle Länder der Welt gelangt, in allen Sprachen 
und auf allen TribUnen gehört .... ird. Der Sieg all derjenigen, di~ in Chi­
le fOr Demokratie. Freiheit und Gerechtigkeit kämpfen, wird unser al­
ler Sieg sein, der Männer, Fraucn und Jugendlichen, die jede Stunde, 
jeden Tag in den verschiedensten Teilen der Welt für diese und höhere 
Ziele kämpfen. 
(Quelle: ASK· Presscmiueihmg. Frankfurt) M . . NT. 25 / 1S. 11. 1978) 



Nikaragua 
Zu einer bedeutsamen Differenzierung kam es innerhalb der untidiktatorischen KrlJjte. An Auseinandersetzungen zwischen bUrgerli­
ehen und linken Krlt!ten in der Frage über die aktuelle Verhandfungsbereitscha/r und die Regierungspolitik nach Somata spaltete sich 
die Breite OpPOSitionelle Front (FAD). Entgegen dem Maßnahmeprogramm der Sandinistas (FSLN) jür die Zeit nach Somata, das 
wir in vollem Wortlaut dokumentieren, favorisieren die bürgerlichen Oppositionsgruppen die Errichwl1g eines burgerliche­
parlamentarischen Systems, fordern sie nicht die rollige AujltJsung der Nationalgarde oder eine Nationalisierung des Besitzes Somo­
"os. D(JS Nichtausschließen einer Verhandlungsübereinkuf!/t mit den Somozos seitens des biJrger/ichen Flügels jordene den energi­
schen Widerstand der Gruppe der 12, der FSLN, der Nikaraguanischen Sozialistischen Partei und der Gewerkschaftst.entrale CNT 
heraus. Sie traten aus der FAD aus und schlossen sich in der Bewegung des Vereinten Volkes (MPU) zusammen. 

Sandinistische Front Regierungs-Programm 
Nach der Eroberung der Macht wird die FSLN (Sandinistische Front 
de r Nationalen Befreiung) an der Spitze des Volkes folgende Maß­
nahmen ergreifen: 
1. Wir wenten aDe Besitmacea der SoaIozM al'ikkfnrinnell. 
Sofort werden alle Ländereien der Somozas. die Viehfannen und 
Kaffeeplantagen, die Zucker- und Tabakpflanzungen, die Mais- und 
Reisfelder beschlagnahmt. alle diese riesigen unrechtmäßig erlangten 
Landstriche, die oft noch nicht einmal bearbeitet werden. Ebenso 
werden all ihre Fabriken, Pfründe, Zuckersiedereien, Zementfabri­
ken, Kalkbrüche und Webereien beschlagnahmt, sowie all ihre 
Kreditgesellschaften, Bebauungsgesellschahen und Banken und alle 
anderen Arten von Unte rnehmen. Das Volk wird dann all diesen Be­
sitz zu seinem eigenen Nutzen arbeiten lassen; und die Arbeiler und 
Angestellten werden an der Kontrolle und Leitung der Betriebe teil­
haben. 

2. Wir werden eine ApuJ'CvoMioa nrcbfäbrell. 
Alle Ländereien der Somozas, die ihrer hohen Militärs und ihrer 
Komplizen von Raub und Ausplünderung werden wir enteignen, um sie 
den Bauernfamilien zu übergeben. die k~in Land haben Wld all jenen, 
die das land bearbeiten sollen, zu übergeben. Und es wird in Nika­
ra~ keine riesigen Latifundien mehr geben, keine eingeriiunten 
Ländereien, die niemand bebaut, sondern das ganze Land wird be­
arbeitet werden. Und niemand wird mehr mit den Pacht- und Bo­
denpreisen der Ländereien spekulieren können. 

3_ Das Volk wird die ArbeibbediDpIIIH.' dem Land n~m. 
Die Smdiaisdsdle Fnml wird mit der toten Zeit (Zeit der Beschälti­
gungslosigkeit der Landarbeiter; d . Red.) auf.dem Lande Schluß ma­
chen, denn wir werden dafür sorgen, daß es zu jeder Jahreszeit Ar­
beit gibt. Und die Kaffee-, Zuckerrohr-, Tabak- und Baumwoll­
pflücker, die Zuckerrohrsc.hneider und alle , die in de r Landwirtschaft 
arbeiten, werden eine gllle und gerechte Bezahlung bekommen. 
Niemand wird mehr mit den Maßen und Gewichten betrogen, und die 
Erntearbeiter werden nicht an Vergiftung durch Pßanzenschutzmit­
tel sterben. Es wird Schluß gemacht mit den Lagern, in denen die 
Erntearbeiter hausen. vielmehr werden ihre Wohnungen während der 
Ernte anständig sein. Es wird überwacht werden, daß sie gutes Essen 
bekommen und daß man sie nicht wie Vieh auf die Plantagen trans­
portiert, sondern wie menschliche Wesen. 

4. Die Arbeitsbedinpnae" in dea MinH weNen sidI üdem. 
Da alle Bergwerke, die sich im Besitz ausländischer Gesellschaften 
befinden, in die Hände des Volkes übergehen. werden die Minenar­
beiter sie mitverwalten. Sie werden auch besondere Arbeitszeiten, 
gerechte Löhne und alle Sozialleistungen bekommen. sowie gute 
Wohnungen. Schulen für sie selbst und ihre Kinder, Erholungs­
ställen und Krankenhäuser. Allen Arbeitern, die Opfer der unbann­
herzigen Minenausbeutung wurden und die heute kranke Belller 
sind, wird sofort Unterstützung zuteil werden. 

S. Die Arbeitsbrtdinpngen In dea StiichlHl werdet! sich indem. 
Die Sandinist ische Regierung wird von Anfang an die Arbeitslosig­
keit bekämpfen, wn allen Nikaraguanern eine würdige Arbeit geben 
zu können. Es wird Tarife für Mindestlöhne geben und es werden die 
organisierten Arbei ter selbst sein, die die strikte Einhaltung der Ar­
beitsgesetze, der Arbeitszeit in den Fabriken. Bildungseinrichtungen. 
Werksstätten, Krankenhäusem und Verkehrsgesellschaften, der zu­
verlässigen Bezahlung von überstunden, der Ferien und aller an­
deren Leistungen überwachen werden. Und die A rbeiter werden über­
wachen, daß die Arbeit ste ts unter Bedingungen stattfindet, die die 

Würde des Menschen respektieren. Alle repressiven Gesetze gegen 
die Rechte der Arbeite r werden abgeschafft. 

6. Die ~r werden eine _ BeIwMIhmg erfabrea. 
Die Lehrer werden sichere Stellen haben, die Intrigen bei der Er­
nennung und der Venettung aufhören, ihre Löhne gerecht gestaffelt, 
und sie werden gute Renten erhalten. Ihre Löhne werden pünktlich 
bezahlt, und es werden ihnen Möglichkeiten geboten, sich ständig 
fortzubilden. 

7_ Die Antestelttea werdell eine _ BehandlUJtg erfatlrH. 
Die Beamten, die Bank-, D,üro und Geschäftsangestellten werden 
auch neue Lohnlarife sowie bessere soziale Leistungen erhalten. 
Und niemand wird den Beamten mehr Zwangsbeiträge von ihren 
Löhnen abziehen oder sie zwirlgen, Gebühren für Geschenke zu be­
zahlen oder an Kundgebungen teilwnehmen. 

8. Freie gewerbdaafttidte OrJ-WenDII fiir aße Arbeiter. 
Die Aröeite r in Stadt und Land, die Handwerker sowie die Ange­
steillen und uhrer erhalten eine Garantie für ihr Recht . sich unge­
hindert gewerkschaftlich zu organisieren. Im Gegenteil wi rd die san­
dinistische Regierung die BiklWlg von Gewerkschahen fordern, da­
mit die Arbeiter ihre Rechte und Enungenschaften verteidigen kön­
nen. 

9. Die Lebenshattwtpkostftll werden IlktIl mdlr stiiadIc Rdcft. 
Die sandinist ische Regierung wird die Preise aller unentbehrlichen 
Konsumgüter kontrollieren: Lebensmittel, Kleidung und Medika­
mente. Kein Händler wird die Preise ernähen oder mit diesen Gü­
tern spekulieren können. Spekulanten und Hamsterer werden ver· 
folgt und bestrah. 

10_ Das Traasportwesen wird wird:ic ud ~ ..na. 
Die Sandinistische Front wird sofort den konupten hohen Militän 
und Unternehmern die Buslinien abnehmen, und die organisierten 
Fahrgäste selbst werden diese Linien kontrollieren. Es wird ge­
nügend Busse geben, die Fahrpreise werden nicht mehr willkürlich 
erhöht werden können, und es wird auch darauf geachtet, daß die 
Busse pünktlich sind und ke in Reisender gedemütigt wird. Der Trans­
port auf dem lag<! Grande, dem Rio Esoondido, dem Rio San Juan 
und auf den anderen Aüssen Nikaraguas wird radikal verändert und 
auf modernen und sicheren Schiffen erfolgen. Die Behandlung der 
Passagiere wird würdig sein; sie werden nicht mehr mit der Fracht 
reisen müssen. 

11_ F1ie8end W_r lind eIektri:tdIa Lkbt werdea äbendl bq:taUiert, 
Wir werden alle hart arbeiten, damit auch in die Bauernhäuser, die 
abgelegenen Orte, in alle Dörfer und alle Viertel von Managua 
Kanalisation, Trinkwasserleitungen und elektrisches Licht kommen. 
Die Preise für Wasser und Strom werden zugunsten des Volkes und 
nicht wie jetzt gegen da5 Volk gestaltet. Ehrliche und fahige Leute 
werden die entsprechenden Betriebe leiten. 

12. MemchenwünBge Wobnancen werden ein Redal des VoIk"..na, 
Die sandinist~he Regierung wird sich um den Bau billiger und guter 
Häuser für die Arbeiter, Angestellten, Bürokräfte und Lehrer be­
mühen. Es wird keine Häuser mehr geben, die Käfigen oder Streich­
holzschachleln gleichen. Und wir werden alle daran arbeiten. daß die 
Wohnviertel Sportplätze bekommen, Parks, in denen Kinder spielen 
können, asphalt ierte und beleuchtete Straßen und Kinderk rippen 
werden eingerichtet, dami t die Mütter, die arbeiten gehen, ihre Kinder 
dort lassen können. Wir werden darum kämpfen, die Slums und 
illegalen Siedlungen abzubauen, und alle, die in den Vieneln leben, 
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werden organisiert sein und über alles bestimmen. was mit ihrem 
Vierte l zu tun hat. Die sandinistische Regierung wird die Mieten für 
die Häuser kontrollieren und man wird niemandem die Miete erhö­
hen' können. Audl wird kein Mieter mehr auf die Straße gesetzt wer­
den können. 

13. GesaDdIIeit ud WohkrJdtm wm:te.. Rcdlte des V.es Irin. 
Die sandinistische Regierung wird von Anfang an mit den Bewoh­
nern der Stadtviertel und Dörfer zusammenarbei ten, um die Abfall­

. haufen, die stehenden pfützen, die offenen Kloaken. die alle Ursache 
vieler Krankheiten sind, ZU beseitigen. Und mit der Anstrengung 
aller werden Tuberkulose und Malaria für immer aus Nikaragua ver­
schwinden. Die Kinder werden nicht mehr an Kinderlähmung, Ruhr 
und Bronchitis sterben, Krankheiten, die man unter Kontrolle brin­
gen wird und die jetzt nur existieren, weil die Diktatur Somozas 
uns ihnen aus Fahrlässigkeit aussetzt. Die äntliche Betreuung in den 
Krankenhäusern w1rd sich vollständig verändern. Die Ktankenhäuser 
werden nicht mehr wie Märkte aussehen, sondern man wi rd neue 
Hospitäler und Kliniken bauen sowie GesundheilSzentren auf dem 
Land. Und es werden Gesundheitsbrigaden organisiert, die zu allen 
ländlichen Orten gehen. Die Sozialversicherung wird nicht länger 
eine elende, verhaßte lnst itulion sein wie heute, sondern eine mensch­
liche Sozialversicherung, die nicht nur den Versicherten versorgt, son­
dern seine ganZ;C Familie. Niemand wird sich mehr an den Beit rägen 
der Versicherten bereichern, und die Zahlungsforderungen aus Al­
ters- und Invalidenrenten sowie aus Lebensversicherungen werden 
pünktlich erfüll t. Die Sozialversicherung wird Sport-, Erholung- und 
Ku.lturzen tJ.en eröffnen sowie Kinderkrippen und Kindergärten. 

14. Die BüduJag wird für a1k cb sebt. 
Die Sandinistische Fronl wird sich von Anfang an dem Kampf gegen 
den Analphabetismus widmen, damit alle Nikaraguaner lesen und 
schreiben können und damit alle, auch die Erwachsenen, eine Schule 
besuchen können, um sich für die Arbeit zu befahigen und fortzu­
bil!ko. Der größte Haushaltsposten wird de r der Erziehung sein, 

.welche koslenlos und obligatorisch für alle sein wiw, einschließlich 
der Sekundarstufe, und alle Grundschulen und höheren Schulen wer­
den öffentlich seiD.. Die sandinistische Regienmg wird mit dem Volk 
dafür kämpfen, daß überall Schulen emchtet werden, gute Schulen, 
und daß die Kinder nicht mehr rusammen auf dem Fußboden sitzen 
müssen. 

15. Das Gebiet ... der Atbultikkiisle wird ftageglledert und unler-
stützt werden, 

Die 'Sandinistische Front wird für die Atlantikküste Nikaraguas ein 
Notprogramm durchführen ebenso wie für das Gebiet des Rio San 
Juan. Diese Gebiete werden wirklich in den Rest des Landes inte­
grien und sich mit dem Rest des Landes zusammen weiterentwickeln. 
Alle Küslenbewohner, Misquitos und Zumos. alle unsere BtÜder vom 
Atlantik werden unter de r sandinist ischen Regierung arbeiten, um 
Schulen, Krankenhäuser. Wohnungsbauprogramme und einen funk­
tionierenden Transport auf dem Land- und Wasserweg zu erhal ten. 
Und man wird aufgrund der natürlichen Reichtümer dieses Gebiets, 
Holz, Fischerei, Bergwerke und Landwirtschaft, ständige Arbeits· 
plätze schaffen. 

16. Uasen IUltürlkbeo Reidltümer werdet! verteidigt. 
Alle Bergwerke werden nationalisiert. Die Holzindustrie wird natio­
nalisiert , und die Wälder werden nicht mehr erbannungslos abge­
hollt, sondern man wird in den verwüsteten Gebieten intens'ive Auf· 
forstung betreiben und die 'Aüsse und Quellen schützen . Die kom· 
merzielle Fischerei der ausländischen Gesellschaften auf den Meeren 
w.ird nicht mehr geduldet, sondern in die Hand des Volkes über­
gehen, und die Fischer auf den Aüssen, Seen und Meeresküsten, die 
von ihrer Arbei t leben, werden geschützt und unterstützt. damit sie 
sich in Kooperativen organisieren. 

· 17. Die Baakea werden dem Fortsdtritt des Volkes cücnen. 
Alle Minel der Banken und FinanzierungsgeselJschaften 'werden in 
den Dienst der Entwicklung Nikaraguas und des Wohlergehens sei­
nes Volkes gestellt werden. Die Ersparnisse de r Nikaraguaner wer­
den in Projekte investiert, die dem nationalen Wohl dienen. Dollar­
flucht wird verboten. Die sandinislische Rcgierung wird auf der Hut 
sein, daß wir uns nicht weiter unnötig bei ausländischen Regierungen 
und Banken verschulden. Und kein Darlehen wird zur Bereicherung 
einer Person dienen. 

18. Das orpnisieTIe Verbn!chet! wird für immer venchwinden. 
Der Mädchenhandel, die Prostitution, die Spielhäuser und Würfel­
tische, alle "verbotenen" "Spiele, die rolen Zonen und alle Geschäfte 
der Militärs und der Komplizen Somozas sowie der Bezirkskom­
mandanten, werden von der Sandinistischen Front hinweggefegt. Der 
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Drogenhandel in den Händen der Militärs, die Diebesbanden und 
TocIes.schwadrone, die von der Polizei selbst gedeckt werden, werden 
aus Nikaragua verschwinden. Der Schmuggel, der von der Diktatur 
gedeckte SchwanhandeJ. der Belrug mit den Steuern, der Raub am 
Staatshaushalt, die Bestechungsgelder bei den öffentlichen Ausschrei­
bungen, alles, was der Somozismus an Tricks und Ränken aufzuwei­
sen hat, wird von der Sandinistischen Front hinweggefegt werden. 
Und alle, die für diese Verbrechen verantwortlich sind. werden sich 
vor den sandinistischen Gerichten verantworten müssen . 

19. Die Kriminalität wird bekiimph werden. 
Wir werden die Kinderkriminalität bekämpfen, denn wir werden alle 
Kinder in den Schulen haben. Und die Gefangnisse werden nicht 
mehr voll von Jugendlichen sein, die man zum Verbrechen und rur 
Sucht getrieben hat, noch werden überhaupt junge Leute da sein, 
denn sie werden die Möglichkeit zur Bildung und zur Arbeit haben. 
Und wir werden alle daran arbeiten, daß die Zentren der Sucht und 
die Schulen der Kriminalität aufhören zu existieren. 

20. Die Folter UIId der poIitisdIe Mord werden venchwimkn. 
Es wird keine Folter mehr geben, unsere BtÜder werden nicht mehr 
verschwinden, und" man wird keine Patrioten mehr ermorden. Und 
alle Folterer, Mörder und die Richter, die sie deckten, indem sie so 
taten als seien sie taub, die korrupten Politiker, die ihre Verbrechen 
vertuschten, alle werden sich vor der sandinistischen Justiz veraotwor­
len müssen. 

21. Wir werden demokratisdle Freiheiten genießen. 
Jeder wird das Recht haben, seine Meinung zu äußern, wie er will, 
und niemand wird wegen seiner Ideen verfolgt. Alle Nikaraguaner 
werden das Recht haben, sich polit isch zu organisieren, und das Recht, 
einer Gewerkschaft, einer Genossenschaft und kommunalen Vereini­
gung anzugehören. Auch wird niemand wegen seiner Zugehörigkeit 
zu einer Religion verfolgt werden. Vielmehr wird die Sandinistische 
Front auffordern, bei der Aufgabe, das Land umzuwandeln, mitzu­
arbeiten. Alle politisch Verbannten und alle, die einmal auf der Suche 
nach besseren Möglichkeiten ausgewandert sind, werden von der 
sandinistischen Regierung aufgerufen, in die Heimat zurückzukehren. 

22. Wir werden danlm künpfen, die Diskriminie .... ng der F~u:w be-
enden. 

Die Frau wird dem Mann gleichgestellt. Man wird darum kämpfen, 
die Prostitut ion und die Knechtschaft abruschaffen. Die Mütter wer­
den vollen Schutz vom Staat erhalten, und alle Frauen werden er­
mutigt , sich zu organisieren, um ihre Rechte zu verteidigen. 

D. Freie Beziehungen mit der gam:en Weil 
NikanigOa wird Beziehungen zu allen Ländern de r Welt unterhalten 
in Übereinstimmung mit den Notwendigkei ten, die sich für die Ent­
wicklung des Landes ergeben, und wir werden jede ausländische Ein­
mischung beenden. Die sandinistische Regierung wird keine Verein­
barungen anerkennen. die vom Somozismus oder vor dem Somozis­
mus unterschrieben wurden und gegen unsere Unabhängigkeit. Sou­
veränität und Würde verstoßen . 

24. Eine demomlisdte Volbarmee 
Die sandinistische Regierung wi rd eine neue nationale Annee auf­
bauen, die die lnteressen Nikaraguas und des Volkes wirklich ver­
teidigen wird. 
Die Soldaten und Offiziere der Nat ionalgarde, die mit der Sandini­
stischen Front im Kampf gegen' die Tyrannei zusammenarbeiten wol­
len und in unsere Reihen eintreten oder sich unseren Kräften cr­
geben, werden das Recht haben, dieser neuen patriotischen Volks­
annee anzugehören. Die Mitglieder dieser Volksarmee werden als 
Männer respektiert und die Soldaten weder demütigender Behand­
lung ausgesetzt noch diskriminiert und ausgebeutel . 

25. Die Helden und Märtyrer werden im Herz!'n des Volkes welter-
w~n. 

Die im Kampf gegen die Tyrannei Gefallenen, unsere Helden und 
unsere Märtyrer, werden für immer in der Erinnerung des Volkes 
leben, und ihr Beispiel wird kommenden Generat ionen als Leitbild 
dienen. Ihre Kinder werden auf Kosten des Staates erzogen und die 
Schulen, Straßen, Plälze und Stadien ihre Namen tragen. 
Freies Vaterland oder Tod! 

Für die Nationale Leitung der 
SANDINISllSCHEN FRONT FÜR DIE 
NATIONALE BEFREIUNG 
Daniel Ortega Saavedra, Victor M. Tirado L6pez, t-t umberto Ortega 
Saavedra 
Irgend ein Ort in Nikaragua. 1978 

(Quelle: Lucha SandiniSla, Nikaragua, Nr. 3/ 1978, S. 7-10) 



Frontstaaten Afrikas 

Jürgen Ostrowsky 

"Ungeheurer Wandel" 
in MOfiambique 

Unter dem Titel "Mo;ambique arbeitet für den Traum der 
Gleichheit" schrieb der Guardian, Manchester, am 10. Juli 
1978: .. Augusto Chigeda weiß nicht viel vom Marxismus oder 
über den ,neuen afrikanischen Menschen'. von dessen Schaf­
fung in Mo;ambique die Rede ist ... Aber ohne recht in der 
Lage zu sein , es zu erklären, begreift MT. Chigooa, 33, daß eine 
neue Kraft in sein Leben getreten is t, ein Anstoß, der .einen un­
geheuren Wandel in sein Gemeinschaftsdorf in Zentral­
Mocambique bringt, der unter portugiesischer Herrschaft un­
vOrslellbar gewesen wAre". 
Drei J ahre nach der Unabhängigkeit Mocambiques und ein 
Jahr nach dem historischen 111 . Kongreß der FRELIMO sind 
Teile der liberalen Presse zunehmend bereit die sich allmählich 
einstellenden Erfolge in der Verbesserung der Lebensbedingun. 
gen und die mit ihnen verbundenen grundlegenden gesellschaft· 
lichen Umgestaltungen auch ohne die gewohnten Ausfälle zu 
registrieren. Die öffentliche Meinung in der BRD wird dagegen 
eher von Tiraden von der Machart des Nazi.Propa­
gandaoffiziers Franz Josef Strauß geprtlgt, für den alle fünf 
Frontstaaten durch "Unfähigkeit, Mißwirtschaft, Schlamperei, 
Korruption und WillkUr" in die "Pleite" mjlnövriert worden 
sind.' 

Katastrophale Ausgangslage 

Wie die gesamte Entwicklung Moc;ambiques in der Phase der 
volksdemokratischen Revolution seit der Unabhängigkeit derje­
nigen der Volksrepublik Angola in vielem ähnelt, so glichen 
sich auch die Ausgangsbedingungen. Staatspräsident Samora 
Machel umriß sie in seiner Botschaft an die Nation am Unab­
hängigkeitstag illusionslos und drastisch: "Zu diesem Zeit­
punkt, da wir unsere Unabhängigkeit proklamieren, müssen wir 
uns sorgsam davor hüten, von emotional euphorischen Stim­
mungen davongetragen zu werden, vor allem, was die Analyse 
unserer ökonomischen und sozialen Lage angeht. Es mindert in 
keiner Weise die Größe unseres Kampfes sowie unseres Volkes 
und unseres Landes, zugeben zu mQssen, daß die wirtschaftli· 
che und finanzielle Situation infolge uneingeschränkter Aus­
plünderung, der vom Kolonialismus aufgezwungenen fina nziel­
len Bedingungen und der wahllosen Ausplünderung unserer 
Reichtümer katastrophal ist.'·l 
• Zu den Kriegsfolgen kam die Flucht von Zehntausenden 
von Portugiesen und damit praktisch aller ausgebildeten Fach­
krtlfte, Techniker, Ärzte, Verwaltungsrachleute usw. 

• Die Deformation der sozialen und wirtschaftlichen Struktu· 
ren des Landes hatte sich u. a. auch in der Landflucht Hundert· 
tausender niedergeschlagen, die in die beiden Großstädte Beira 
und Maputo (vorher: Loure~o Marques) geströmt waren und 
dort eine industrielle Reservearmee und ein marginalisiertes 
Subproletariat gebildet hatten. 
• Die wirtschaftliche Abhängigkeit namentlich von SOdafri­
ka, aber auch von Rhodesien schlug sich in erheblichen Verlu­
sten nieder, nachdem die VR Moc;ambique am 3. März 1976 die 
Grenzen nach Rhodesierr geschlossen und die Zahl der in SOda­
frika arbeitenden Moc;ambiquaner von '118000 auf inzwischen 
weniger als 35000 reduziert halle. J 

• Sabotageakte, SpekulationsgeschAfte, nichterfüllte liefe­
rungen, Oevisenschmuggel usw. schädigten Moc;amb!ques 
Wirtschaft um beträchtliche Summen. 
• Das Territorium der VR Moc;ambique ist unausgesetzt Ziel 
von Terrorangriffen des Smith-Regimes, denen bereits mehr als 
2000 Menschen zum Opfer fielen, und die große Verwüstungen 
anrichteten; allein zwischen Mai 1976 und Juni 1977 fanden 143 
derartige Überfälle statt, bei denen 1432 Zivilisten ermordet 
und 527 verwundet worden waren, wie Samora Machel im Juni 
1977 bekanntgab .• 
• Zu aUdem kamen im Jahre 1977 und 1978 verheerende Un­
wetter; allein eine Sambesi-ÜberschwemJ.TIung im letzten Jam 
machte Ober 200000 Menschen obdachlos und verursachte 
Schäden. die auf über 100 Mio DM geschätzt wurden. 
Umso bemerkenswerter·sind die Erfolge, die seit der Unabhän­
gigkeit auf vielen Gebieten erzieh wurden, zumal auf jenen, die 
bereits in der Unabhängigkeilsadresse (s.o.) als vordringlich de7 
klariert worden waren. Dementsprechend war die erste Etappe 
nach der Unabhängigkeit wesentl ich davon gekennzeichnet, das 
herrschende Chaos zu beWältigen und Grundlagen für die näch­
sten Schriue zu schaffen, die mit dem Programm festgelegt 
wurden, das der 111. Kongreß im Februar 1977 verabschiedete.' 
Eine P rlzisierung halle bereits die 8. Tagung des Zentralkomi­
tees der FRELIMO im Februar 1976 mit der Losung gegeben: 
"Allgemeine politische und organisatorische Offensive an der 
Produktionsfront! " , womit die Bedeutung des ö konomischen 
Sektors im Kampf gegen die Konterrevolution und für die Behe­
bung der unminelbaren Notlagen zusammengefaßt wurde. 
Inzwischen hat sich die Versorgung der Bevölkerung mit 
Grundnahrungsmiueln weitgehend stabil isiert - nicht zuletzt 
dank der Einrichtung von rund 200 Volksläden im ganzen Lan­
de. In einigen Produktionszweigen - u. a. in der Erdö lverar­
beitung, der Zementindustrie und der DOngemin elproduktion, 
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Branchen, die für Bau- und Landwirtschaft wichtig sind -
wurden Zuwachsraten erarbeitet, die es al5 realistisch erschei­
nen lassen, daß Ende der 70er Jahre wieder die Produktionszah­
len von 1973 erreicht werden können . 
WIhrend jedoch die Erfolge im Produktionssektor bei allem 
Einsatz aufgrund der verheerenden Bedingungen insgesamt 
noch sehr mühsam erkämpft werden, demonstrieren die Ent­
wicklungen auf anderen Gebieten die Potenzen, die durch die 
revolutioniren Maßnahmen der FRELIMO freigesetzt worden 
sind. 
Übel 90 '10 der Bevölkerung M~ambiques waren 1974 Anal­
phabeten. Seither haben Zehntausende Lesen und Schreiben ge­
lernt, das Erziehungswesen wurde verstaallicht. Um der Priori­
tlt gerecht zu werden, welche die FRELIMO der Ausbildung im 
Lesen und Schreiben bcimißt, ist geplant, 3400 Lehrer hierfür 
in einer 1978 gestaneten Kapagne auszubilden. Seit der Unab­
hangigkeit wurden bereits über 2 000 Lehrer ausgebildet und et­
wa 12000 gingen durch Wiederholungskurse. Die Schülerzahlen 
in den Grundschulen stiegen von 690000 1974 auf 1,3 Mio im 
Jahre 1977, die Zahl der Sekundarschulen innerhalb von zwei 
Jahren von 43 auf 103. Neue Schulbücher, die der Realität 
M~ambiques gerecht werden und diejenigen aus der Kolonial­
zeit erseLZen, werden entworfen und gedruckt. "Man braucht 
nur nachu durch die Straßen von Maputo zu gehen und sehen, 
wie die Arbeiter aus den Abendschulen strOmen, um einen Ein­
druck zu erhalten, welch ungeheurer Drang nach Bildung be­
steht", faßt das Magazin Africa einen Bericht zusammen. 6 

Im ebenfalls verstaatlichten Gesundheitswesen wurden Ihnlich 
dramatische Fortschritte enielt. Erstmals in der Geschichte 
M~ambiques wurde eine landesweite ImpfKampagne gegen 
Pocken und MaSern durchgefÜhrt, die über die Hälfte der Be­
völkerung erfaßte. 1978 wurde in M~ambique im Gegensatz zu 
seinen Nachbarländern kein einziger Fall von Pocken regi­
striert. Das Schwergewicht liegt auf der vorbeugenden Gesund­
heiuversorgung; sie wird vor allem geWAhr leistet durch ein Sy-

Mocalllblque auf WamJl 
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stern in sechsmonatigen Kursen ausgebildeter Frauen und MIn­
ner, die insbesondere in den lindlichen Gemeinden die medizi­
nische Versorgung aufrecht erhalten. 
Da Miethluser, Grund und Boden verstaatlicht sind, sanken die 
Mieten auf Bruchteile dessen, was sie in der Kolonialzeit betru­
gen. Sie gehören, wie Samora Machel anläßlich der ErOffnung 
der ersten Volksversammlung der. VR M~ambique am 31. Au­
gust 1977 stolz betonte, zu "den niedrigsten auf dem afrikani­
schen Kontinent". 7 Tausende von vormals obdachlosen Fami­
lien konnten zudem in von den geflOhenen Portugiesen verlas­
sene Häuser einziehen und damit die Lage in den Slums verbes­
sern helf!"n. 

Rad ikale Veränderungen 

Diese Erfolge sind Ergebnisse des Umgestaltungsproz!"sses, d!"n 
der Sieg der Befreiungsbewegung 1975 einleitete. Die damit ini­
tiierte Phas!" der yolksdemokratischen R!"volution beinhaltet, 
.. di!" Grundlagen für den Sozialismus (zu) schaffen, ... die 
Produktionsverhältnisse in unserem Land radikal (zu) verän­
dern und unsere Wirtschaft (zu) entwickeln".' 
Diese Orientierung impliziert, wie der südafrikanische Marxist 
JOt" Slovo in einer Analyse festhalt, !"ine Reihe von Grunderfor­
dernissen wie: Existenz einer rdativ entwickelt!"n mod!"rn!"n in­
dustriellen Basis; Errichtung eines neuen Staates mit Kontrolle 
übet di!" Produktionsmittel, der nur im Kampf gegen innere und 
lußere Feinde geschaffen w!"rd!"n kann, die sich dem Transfor­
mationsprozeß wid!"rsetzen; Führung dieses Kampfes nur durch 
eine r!"volutionäre Vorhutpartei, di!" vom wissenschaftlichen 
Sozialismus geleitet wird; Üb!"rwindung der Abhängigk!"it von 
d!"r kapitalistischen Weltwirtschaft, um diese Errungenschaften 
dauerhaft zu stabilisieren. t 
Die Verstaatlichung zunlchst von verlassenen Fabriken, Far­
men, Hotels, Geschäften usw. sowie von Unternehmen, der!"n 
Besitzer illegaler Praktiken überführt worden waren, schließlich 
bestimmter Schlüsselindustri!"n wie der Erdölraffinerien, war 
bercits am 24. Juli 1975 begonnen worden. Inzwisch!"n wurden 
das Bankenwes!"n und di!" Kohlengruben ebenfalls v!"rstaatlicht. 
Zur Schaffung d!"r ökonomischen Basis des Übergangs zum 
Aufbau des Sozialismus beschloß dit" erste nationak Planungs­
konferenz der FRELIMO im MItZ 1978 den Aufbau einer 
Schwerindurstrie in den 80er Jahren. Die Landwirtschaft soll 
die Basis hierfür schaffen, was wiederum voraussetzt, daß de­
ren Rückstandigkeit überwunden wird. Dies betrifft zum einen 
das extr!"me Stadt-Land-Entwicklungsgefälle, zum anderen die 
niedrige Produktivitlt des grOßten Teils der in der Landwirt­
schaft tatigen M~ambiquaner, namlich derjenig!"n, die in der 
Subsistenzwinschaft tJltig sind. Die Instrumente, mit denen die 
Entwicklung betrieben wird, stelkn zum einen die Gemein­
schafudörfer dar, zum ander!"n die Bildung landwirtschaftli­
cher Kooperativen und Staatsfarmen. 
Von 1975 bis 1978 wurden etwa 1500 Gemeinschaftsdörfer 
("aldeias comunais") gegründet, in d!"nen bereits mehrere hun­
derttaus!"nd M~ambiquaner gemeinsam leben und arbeiten. 
Die w!"itest entwickelten verfüg!"n über Schulen, Krankenver­
sorgungsstationen, Kind!"rtagesstallen und Handel5kooperati­
ven; die Bebauung des Landes erfolgt kolkktiv; einige besitzen 
auch elektrische Stromversorgung. Eine 1978 gebildet!" nationa­
le Kommission soll die Grtlndung und Organisation d!"raniger 
Kommunen an1eiten und beraten. Obwohl vielfach Fehler ge­
macht wurden - z. B. die Ansiedlung solcher Gemeind!"n in 
schw!"r erreichbaren Gegenden, die den Transport von Gütern 
erschwerte - liegt die Atraktivitlt dieser neuartigen Ansiedlun­
gen auf der Hand. 
Vielfach aus der Bildung solch!"r Kommunen entwickelte sich 
die GrOndung von landwirtschaftlichen Kooperatiy!"n - umge­
k!"hrt wurden !"tliche Gemeinschaftssiedlungen von Kooperati­
ven gegrtlndet. Zu Beginn des Jahres 1978 gab es il1 sieben der 
zehn Landesprovinzen insgesamt 134 landwirtsChaftlich!" Koo­
perativen mit etwa 15000 Mitglied!"rn. 



Samora Machel 
Mißbrauchte Loyalität der Frontstaaten 

Fllr den Imperialismus sind die "Apartheid" in SIldafrika, der Kolo­
nialismus in Namibia und die Herrschaft der Siedler in Zimbabwe hi­
storisch verloren. 
Die taktische Zweckmaßigkeit, die Notwendigkeit des täglichen Oberle­
hens des Kapi talismus bestimmt die Unvermeidlkhkeh seiner Allianz 
mit diesen Regimes. Im südlichen Afrika erlebt der Imperlialismus 
überdies ein Dilemma. Es handeIl sich um den Widerspruch zwiKhen 
seinen taktischen Allianzen und dem strategischen Ziel, die politische 
und ökonomische Vorherrschaft zu erhalten und auszubauen. 
Wir kennen dieses Problem gut aus der Zeit der kolonialen Vorherr· 
SChaft in unserem Land. Der Imperialismus erlebte den Widerspruch, 
einerseits den portugiesischen Kolonialismus konsequent auf militäri­
schem und ökonomischen Gebiet zu unterstützen, andererseits auf di­
plomatischem Gebiet der Form halber eine permanente Zweideutigkeit 
aufrechtzuerhalten, um nicht durch den unvermeidlkhen Sturz des Ko­
lonialismus mitgerissen zu werden. 
Wir beobachten gegenwärtig den Versuch des Imperialismus, die For­
mel zu finden, die ihm eine Kompromißlösung für die aktuelle Lage im 
sIldlichen Afrika erlaub!. Der Kraft der westlichen Propaganda­
Maschine konzentriert sich auf der Ebene der öffentlichen Meinung 
darauf, die Situation in unserer Zone auf das Problem der Vorherr­
schaft der weißen Minderheiten zu reduzieren. Der Imperialismus ar­
beitet darauf hin, daß Namibia und Zimbabwe - über einen Prozeß 
der Vereinfachung und durch Analogie zu SOdafrika - als Lander an­
gesehen werden, in denen das, was zur Diskussion stünde, lediglkh das 
Minderheiten-Reg!me sei. Der koloniale und illegale Charakter der ge­
genwärtigen Regimes in Namibia und Zimbabwe wird so verschleien. 
Der bewaffnete Befreiungskampf wird im k!lpitalistischen Westen be­
handelt wie die Fahne des Rassenkrieges in diesem Teil der Welt, wie 
ein Konflikt, in dem skh weiße und schwarze Extremisten gegenllber­
stehen. 

Westmächte fü r die Befreiung Zimbabwes? 

Der Imperialismus erhllit auf diese Weise seine öffentliche Meinung 
vorberei tet, um eine eventuelle direkte In)ervention zu einem beliebigen 
Zeitpunkt zu rct;htfertigen. Der Imperialismus profiliert sich als fester 
Gegne"r der rassistischen Minderheitsregimes aber als BC$chUtzer des 
Lebens der Siedler und ihrer Güter, als Garant einer ruhigen Ulsung. 
Und so stellt der Imperialismus die Koexistenz zwischen der Befreiung 
der Völker von SIldafrika und der Auhechterhaltung der bestehenden 
ökonomischen und sozialen Struktur von Ausbeutung und Demütigung 
als möglich hin. Wir müssen begreifen, daß der MalJövrierraum des 
Imperialismus durch unsere eigenen Fehler erweiten wird. Unsere fun­
damentalen Irrtümer gehen auf den traditionellen guten Willen und die 
traditionelle afrikanische Ehrlichkeit zurück. Seit SOO Jahren empfan· 
gen wir in Afrika Leute, die oft mit dem Ziel zu herrschen und auszu­
beuten 'kamen, als BrUder, als Ehrenmllnner. 
Mit derselben Haltung empfingen wir in den letzten Jahren britische, 
dann nordamerikanische FUhrer, die uns ihre Lösungsvorschlllge fllr 
das südliche Afrika, insbesondere rar Zimbabwe, brachten. Die 
"Frontstaaten" und allgemein der afrikanische Kontinent empfingen 
diese FUhrer und Vorschlage mit Ehrlichkeit und in gutem Glauben. Im 
konkreten Fall von Zimbabwe ist das Regime derartig unmenschlich 
und verhaßt, daß wir uns überzeugen ließen, daß wir wirklich einen ge­
meinsamen Feind hätten. Wir waren llberzeugt, daß fllr uns alle das 
Haupthindernis für die Befreiung von Zimbabwe Smith und sein iIlega· 
les Regime sei. Wir dachten, daß Großbritannien und die Vereinigten 
Staaten von Amerika auf unserer Seite stehen könnten bei der Unter­
stützung rar die Sache der Befreiung des Volkes von Zimbabwe und bei 
der Entfernung des illegalen Regimes von Smith. 

Unsere Offenheit, die Loyalitllt, mit der die "Frontstaaten" Briten und 
Amerikaner zu beraten suchten, erlaubte dem Imperialismus, seine 
Strategie zu perfektionieren, erlaubte dem Imperialismus die Manöver, 
mit denen er bisher das Regime von Smith halten konnte. Für den Im· 
perialismus war es nicht das Hauplziel seiner Aktion, Smith zu beseiti­
gen. Für den Imperialismus ist es das Hauptziel, die Befreiungsbewe­
gung zu zerstören, jedwede Organisationsform zu zerStören, die dem 
Volk erlauben w(lrde, sich zu befreien. (. .) 

Als unsere Winschaft in der Obergangskrise steckte, als "ie auslandi­
sehen Techniker unsere ProduktionsstIllIen verließen, als die bedeu­
tendsten Landbesitzer das Vieh töteten, die Maschinen sabot ierten und 
die Felder nicht bestellten, als unser Volk den wüten'den Auacken der 
Siedler gegenüber stand, wandten wir die Besch lUsse der internationa· 
len Gemeinschaft an und schlossen die Grenzen zu dem illegalen Regi· 
me. Für unser Volk, das mit dem nationalen Wiederaufbau beschäftigt 
war, bedeutete diese Entscheidtfng ein gewichtigC$ ökonomisches und 
'finanzielles Opfer. 
Ununterbrochen überfallen un~ heimgesucht von der mörderischen 
Brutalitllt des Rassisten- Regimes' blieben wir fest und entschlossen bei 
der Hilfe für das Volk von Zimbabwe. Heute, da Ilosere Verteidigungs· 
kraft gestärkt ist , ist unsere Festigkeit noch größer, unsere Ents,hlos· 
senheit noch unbeugsamer. 
Der Internationalismus unseres Volkes, geschmiedet und entwickelt im 
bewaffneten Kampf für die nationale Befreiung, grtlndet sich auf feslt 
Prinzipien, lebet in unserer taglichen Praxis I!nd ist ein wesensmIlBiges 
Element unserer Kultur, der moo;ambiquanischen Persönlichkeit. Ge­
Doren im bewaffneten Kampf für die nationale Befreiung, unterstützt 
die Volksrepublik Moo;ambique als freies und souverllnes Land heute 
und auch in Zukunft den heroischen Kampf dC$ Volkes von Zimbabwe 
fllr seine Befreiung. 

Stütze im bewarrnelen Befrelunsskampr 

Wir lehnen die Vorstellung entschieden ab, daß der Weg des bewaffne­
ten Kampfes und der Weg von Verhandlungen Alternativen oder Ge­
genslltzc im ProzcB der nationalen Befreiung seien. Wir lieben den 
Krieg nicht, aber wir glauben, daß wenn der Widerspruch antagoni­
stisch und unlösbar ist, nur der Krieg den Frieden bringt. Unser Volk 
pflegt zu sagen: "Um Tee zu trinken, muß man Wasser erhitzen und 
nah beim Herd sein." 
Gespräche sind ein wichtiger Faktor für den Sieg, aber nicht der ent­
scheidende Faktor. Wir sind uns dartlber im Klaren, daß die Verhand­
lungen unter diesen Umstllnden immer ein Ergebnis des siegreichen be· 
waffneten Kampfes sind. Die Volksrepublik Moo;ambique geht davon 
aus, daß der bewaffnete Kampf der wicht i$Ste und entscheidende Fak­
tor des Sieges ist. 
Die Volksrepublik Moo;ambique unterstützt das Volk von Zimbabwe in 
seinem gerechten Kampf rur die Befreiung des Vaterlandes. Die Volks­
republik Moo;ambique unterstützt entschlossen die Patriotische Front, 
den legitimen Reprllsentanten der Bestrebungen des Volkes von Zim­
babwe. 
Zimbabwe wird unabhllngig sein. 
Das Volk von Zimbabwe wird siegen. 
Afrika wird triumphieren. 
Der Kampf geht weiter. 

(Quelle: Noticias, Maputo, 16. 9. 1978) 
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Parallel hierzu wurden Staatsfarmen gebildet oder große derar­
tige Fannen in Staatsbesitz übernommen, wie z. B. die im Juli 
unter Sabotagevorwurf übernommene Sena Zuckerrohr­
Plantage; auf ihnen wird vor allem produzien, was für die Le­
bensmittelversorgung der Städte notwendig ist. Sie umfassen 
vor allem den größten Teil des Landes der ehemaligen portugie­
sischen Siedler und kontrollieren heute 80 070 der P roduktion 
von Reis, Gemüse und Zitrusfrtlchten. 
Mit der Einführung und Emwicklung dieser neuen Organisa­
Uons'formen im landwirtschaftlichen Bereich wurde ein tiefgrei­
fender revolutionärer Strukturwandel in Gang gesetzt, der in 
den Dokumenten des 111. Kongresses präzis beschrieben wird. 

Avantgarderolle der FRELIMO-Partei 

In Auswertung der Erfahrungen des eigenen Kampfes und in 
Anwendung allgemeingültiger Prinzipien des revolut ionären 
Kampfes verankerte die FRELlMO in den Entscheidungen ih­
res III . Kongresses grundlegende Orientierungen: die Konstitui­
erung der FRELIMO zur Avamgardepanei des Proletariats im 
Bündnis mit der Bauernschaft anste lle der From, welche sie bis 
dahin darstellte; die Schaffung eines neuen Staatsapparates und 
seiner Organe; die Schaffung von losuumenten der Planung 
und der demokratischen Beteiligung bzw. der Selbstbeslim­
mUIli der werktätigen Massen namentlich im Produktionsbe­
reich. 
Gemäß ihrer Definition -der Arbeiterklasse als der führenden 
Kraft des revolutionären Prozesses orientierte die FRELIMO 
bei der Umstrukturierung der Partei darauf, in erster Linie An­
gehörige dieser Klasse als Mitglieder zu gewinnen. Bereits die 
Zusammensetzung der Delegierten zum 1lI. Kongreß spiegelte 
diese Intention wider: Unter ihnen befanden sich zu 40 % Ar­
beiter. Während der Kampagne im Jahre 1978 wurden Tausen­
de Arbeiter, Bauern und Soldaten sowie ImellekktueJle in die 
Partei aufgenommen und organisierten sich in Hunderten von 
ParteizeUen, die vielfach die Dynamisierungsgruppen ersetzen, 
die in der ersten Etappe nach der Revolution bei der Abwehr 
der Konterrevolution und bei der Rekonstruktionsarbeit die 
Hauptarbeit geleistet hatfen. 

Noch 1977 WUrden auf lokaJer, Distrikt-, S~adt- und Provinze­
bene die Wahlen zu den jeweiligen Versammlungen durchge­
IDhrt. die von den Wahlen zur Volksversammlung abgeschlos­
sen wurden. Auch ihre Zusammensetzung kennzeichnet mit ei­
nem Anteil von 31 0"/0 den hohen Stellenwert, welcher der Arbei­
terklasse beigemessen wird; der Anteil der Frauen bewegt sich 
zwischen 12 070 und immerhin 28 070 (auf der Ebene der Ortsver­
sammlungen). Hauptaufgabe dieser Versammlungen ist neben 
anderem die Wahl von Exekutivorganen ror die Verwaltung 
und Leitung zahlreicher Auf~bengebiete . die damit an die Stel­
le der traditionellen staatlichen Institutionen treten, Eine gesell­
o;chaftliche Planung der Volkswirtschaft, die nach den Prinzi­
pien des demokratischen Zentralismus die Werktätigen einbe­
'Ziebt, Mitbestimmungsfonnen auf betrieblicher Ebene (Pro­
duktionsräte z. B.) und der beschleunigte Ausbau demokrat i­
scher Massenocganisationen (Gewerkschaften, Frauen- und J u­
gendverbände) JO sind die weiteren Elemente des Aufbaus einer 
neuen Gesellschaft in MO\=ambique. 

Die Geschichte der FRELIMO ist stark geprägt von Auseinan­
dersetzungen zwischen den Krä ften, die eine revolutionäre Per­
spe.ktive als notwendiges Ergebnis der Kampferfahrungen an­
strebten und jenen, die diesen Weg nicht zu beschreiten bereit 
waren. Diese Auseinandersetzungen sind weder beendet, noch 
ist die Entwicklung in Mo.;ambique unproblematisch: Die Aus­
einandersetzungen um den Kurs der landwirtschaftlichen Ent­
wicklung und die Entlassung des bisherigen Landwirtschaftsmi­
nisters zeigt dies; das Ziel, in den 80er Jahren eine Schwerindu­
strie aufzubauen in einem Lande, das bislang kaum Vorausset­
zungen hierfür hat, beinhal tet wei tere Probll!me. Die entschei­
dendee Gefäh rdung kommt indes von außen. 
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M~ambique befrei te sich nicht zuletzt dank der internationali­
stischen Hilfe der afrikanischen Länder, der sozialistischen 
Staaten und der internationalen Solidaritätsbewegung. Die 
Volksrepublik Mo.;ambique unterstützt heute ihrerseits die Be­
freiungsbewegungen in Südafrika, Namibia und Zimbabwe. 
Gerade letztere Unterstützung verlangt dem Land immense Op­
fer ab. "Aber ausschlaggebend für uns war, unsere internati0-
nalistische Pflicht zu erfüllen und unnachgiebig die gerechte Sa­
che des Befreiungskampfes des Volkes von Zimbabwe zu vertei­
digen" .1 1 

CUERRA 
AO RACISTA 
/AN SM'rij 

UemOlUlllalion In Mapuio nod! (let ~auJeDun" der {jrenllL' zu Mode.len 
1976 

Mocambique befindet sich im Krieg mit dem rhodesischen 
Smith-Regime und ist zudem auf eine prekäre Koexistenz mit 
dem benachbarten SOdafrika angewiesen. Brutale Aggression­
saUe und Massaker, Sabotageversuche, internationale Propa­
gandakampagnen sind Bestandteile des Versuchs der rassist i­
schen Regimes und ihrer imperialistischen 
Verbündeten,Mo!;ambique - ebenso wie Angola - zu destabi­
lisieren und eine konterrevolutionäre Entwicklung einzuleiten. 
In Rhodesien werden Söldner unter Leitung des portugiesischen 
Industriellen Jardim ausgebildet, der schon 1974 den Versuch 
unternommen hatte, durch einen Putsch den Sieg der FRELI­
MO zu verhindern. 12 Ein weiterer wesentlicher Grund für die 
Anacken und rur das Zusammenspiel mit reaktionären Kräften 
auch in Afrika gegen Moo;:ambique ist die Beispielwirkung, die 
von revolutionären Entwicklungen wie dieser oder der in Ango­
la ausgeht. 
Gestützt auf (on gesetzte internatioqalistische Hilfe wird die VR 
Mo.;ambique den Angriffen der Reaktion gegenüber bestehen 
können. Allerdings: "Es ist ein dringendes Gebot, daß sich die 
internationale Solidarität in einer konkreteren und aktiveren 
Art lind Weise manifestiert. Das mo;;ambiquanische Volk 
braucht dringend materielle Hilfe, um die schweren Konsequen­
zen zu überstehen, auf die wir schon hingewiesen haben"] JJ 
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4) S. Machei, Der offene Krieg des Smith-Regimes, in: AlB 9/ 1977 , 

S. 25 
5) Bericht an den 111. Kangreß und Programm der FRELIMO in: 

AlB 4 und 5/191""/ 
6) Angaben und Zitat nach: Africa, London, Nr. 82, S. 64 f 
1) Nach: African Communis t, London, Nt. 1/ 1978 , S. 36 
8) Bericht an den 111. KongreO, in: AlB 4/ 1917, S. 11 
9) J . 510'10, Lessons Of Thc Mozambican Revolution, in: African 

Communist, Nr. 2/1978, S. 35 
10) VgJ. Hierzu: Neues Deutschland, BerJin, 13 . 3. 1978; L'Econo-

miste du tiers monde, Paris, Mai 1918, S. 14/ 15 
t1) S. Machel, a. a. 0 ., S. 24 
12) Vgl. hierzu: AlB 11- 12/1974 
13) 5. Machei, a. a. 0 ., 5. 26 



Naher Osten 
Eine erste entschiedene Absage on die Vereinbarungen von Camp David hatte bereits die 3. Gipfelkonferenz der Arabischen Front der 
Standhaftigkeit vom September 1978 in Damaskusjorrnuliert (Dokumente siehe AlB 11-12/ 1978). Ende Oktober erweiterte sich die 
Gegenfronf um das progressive ÖI/and Irak. als sich die verjehdeten boathistischen Regimes Syriens und des Irak au/eine gemeinsame 
Aktionscharta gegen die" verrllterjschen Vereinbarungen" zwischen Agypten, Israel und den USA einigen konnten. Auf dieser 
Grundlage wurde die Einberufung der 9. Arabischen Gipfelkonferenz. nach Bagdad z.u Anfang November mtJglicb. an der lediglich 
A"gypten nicht teilnahm. Sie erbrachte in Gestalt der hier dokumentierten Abschlußerkf(Jrung ein gesomtorabisches Nein zur Separat­
jriedenspolitik Sadats, eine RuckendeckungjUr die antiimperialistischen Kriijle der Slandhaftigkeitsjront. Wenngleich Saudi Arabien 
eine ausdrückliche Verurteilung der USA und unmittelbare Boykotlmaßnahmen gegen Ägypten zu blockieren vermochte, so mußte 
doch deren Androhung im Falle des Zustandekommens eines tlgyptisch-israelischen Separatsjriedensvertrages als schallende Ohrjeige 
jUr die US-Nahoststrategie gelten. Bedeutungsvolle Ergebnisse des Bagdader Gipjels sind jerner die Einigung auf einen gemeinsamen 
Milittlrplan gegen jegliche israelische Aggressionsvorhaben und auj einen jtlhrlichen Fonds in HOhe von 3,5 Mrd Dollar jur die<lrabi­
schen Frontparteien Syrien (1,8 Mrd Dollar), Jordanien (1,2 Mrd Dollar), PLO (300 Mio Dollar) und die Pal/1stinenserder okkupier­
ten Gebiete (100 Mio Dollar), nicht aber jtJr Ägypten. Insbesondere Syrien und die PLO gehen gt<.ittJrkt aus dem Bagdader Gipjel her­
vor. 

9. Arabische Gipfelkonferenz 

Deklaration von Bagdad 
, 

Auf Init iative der Regierung der Republik Irak und auf Einla­
dung von Präsident Marschall Ahmed Hassan al-Bakr fand 
vom 2. bis 5. November 1978 in Bagdad die 9. Arabische Gip­
felkonferenz statt. Die Beratungen der Gipfelkonferenz offen­
barten ein starkes GefUhl nationaler Verantwortung und ein ge­
meinsames Bekenntnis zur Einheit der arabischen Haltung ge­
genüber den Gefahren und Herausforderungen, mit denen die 
arabische Nation konfrontiert ist - insbesondere nach den 
EntwiCklungen im Anschluß an die Unterzeichnung der beiden 
Abkommen von Camp David durch die ägyptische Regierung 
-, sowie mit ihren Auswirkungen auf den arabischen Kampf 
mit dem Ziel, der zionistischen Aggression gegen die arabische 
Nation entgegenzutreten. 
Ausgehend von den Prinzipien, zu denen sich die arabische Na­
tion bekennt, auf der Grundlage der Einheit des arabischen 
Schicksals und in Fortführung der Tradition der gemeinsamen 
arabischen Aktion bekräftigt die Konferenz die folgenden 
GrundprinziDien: 
I. Die Palästinafrage ist eine arabische Schicksalsfrage und bil­
det das Kernproblem des Kampfes gegen den zionistischen Geg­
ner. Diese Frage betrifft alle SOhne der arabischen Nation und 
der Länder, aus denen sie besteht, da sie am Kampf beteiligt 
und bereit sind, alle erforderlichen materiellen und moralischen 
Opfer zu bringen. 
Der Kampf für die RUckgewinnung der arabischen Rechte in 
Palästina und in den besetzten arabischen Territorien ist eine 

. .) /" 

• 

panarabische Verantwortung, und alle Araber sollten sich dar­
an beteiligen, jeder von seiner Position aus und mit den ihm zur 
Verfugung stehenden mili tärischen, wirtschaftlichen, politi­
schen und anderen Mineln. Der Kampf gegen den zionistischen 
Feind geht Uber den Kampf der Staaten hinaus, deren Gebiete 
1967 besetzt wurden, und erstreckt sich auf die gesamte arabi­
sche Nation. Der Grund dafür liegt in der Gefahr, die der zioni­
stische Gegner in militarischer, politischer und wirtschaftlicher 
Hinsicht für die gesamte arabische Nation und ihre wichtigsten 
nationalen Interessen, ihre Zivilisation und ihr Geschick dar­
stellt - eine Tatsache, die alle arabischen Staaten verpflichtet, 
ihre Verantwortung fOr die Beteiligung an diesem Kampf mit 
ihrem ganzen Potential wahrzunehmen . 
2. Alle arabischen Staaten sollten auf jede Art den palaslinensi­
schen Widerstandskampf in seinen verschiedenen Formen un­
terstützen, indem sie der Palästinensischen Befreiungsorganisa­
lion - die als einzige rechtmJißige Vertreterin des palastinensi­
sehen Volkes betrachtet wird - sowohl innerhalb als auch au­
ßerhalb der besetzten Gebiete Hilfe und Beistand leisten mit 
dem Ziel, die Befreiung zu verwirklichen und die nationalen 
Rechte des Volkes, einschließlich seines Rechts auf Rückkehr, 
auf Selbstbestimmung und auf Gründung eines unabhängigen 
Staates auf seinem nationalen Territorium, zurückzugewinnen. 
Alle arabischen Staaten verpflichten sich ferner , die nationale 
Einheit der PalJistinenser zu schUtzen und sich der Einmischung 
in die inneren Angelegenheiten der palästinensischen Aktion zu 
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enthalten. 
3. Bekräftigung der in den Resolutionen der Arabischen Gip­
felkonferenzen, insbesondere der 6. und 7. Gipfelkonferenz in 
Algier bzw. Rabat, enthaltenen Verpflichtungen. 
4. Entsprechend den bisherigen Ausführungen gehört es zu den 
Grundprinzipien, die nicht verletzt oder abgeschWächt werden 
dürfen, daß es keiner arabischen Partei gestattet ist, die Rege­
lung der palästinensischen Frage im besonderen und des 
arabisch-zionistischen Kampfes im allgemeinen einseitig in die 
Hand zu nehmen. 
S. Es wird keine Regelung akzeptiert, die nicht mit einem Be­
schluß einer zu diesem Zweck einberufenen Arabischen Gipfel­
konferenz verbunden ist. 

Auf der Arabischen Gipfelkonferenz wurden die beiden Ab­
kommen erörtert, die die ägyptische Regierung in Camp Davld 
unterzeichnet hat. Sie werden als Verletzung der Rechte der pa­
läslinensischen Volkes und der arabischen Nation au f Palästina 
und die besetzten arabischen Gebiete betrachtet. Es wird der 
Standpunkt vertreten, daß sie außerhalb des kollektiven arabi­
schen Rahmens abgeschlossen wurden, im Widerspruch zu den 
auf höchster Ebene getroffenen arabischen Beschlüssen stehen 
- vor allem den Resolutionen der Gipfelkonferenzen von Al­
gier und Rabat, der Charta der Arabischen Liga und den UNO­
Resolutionen über die Palästina frage - und nicht zu dem ge­
rechten Frieden führen, den die arabische Nation anstrebt. Des­
halb wurde auf der Gipfelkonferenz beschlossen, diese beiden 
Abkommen nicht zu billigen und ihre Konsequenzen auf politi­
scher, wirtschaftlicher, rechtlicher und anderer Ebene nicht an­
zuerkennen , 
Auf der Gipfe lkonferenz wurde entschieden, C\ie Regierung der 
Arabisc~en Republik Ägypten aufzufordern, von diesen beiden 
Abkommen abzugehen und keinen Waffenstillstandsvenrag 
mit dem zionistischen Feind zu unterzeichnen . Gleichzeit ig wur­
den die Hoffnung geäußert, daß sie in die Reihen der, gemeinsa­
men arabischen Aktion zurückkehren und darauf verzichten 
wird, in der Frage des arabisch-zionistischen Kampfes einseitige 
Aktionen zu unternehmen. In diesem Zusammenhang wurde 
aof der Gipfelkonferenz eine Reihe von Beschlüssen angenom­
men, um der neuen Phase gerecht zu werden und die Ziele und 
Interessen der arabischen Nation zu schützen - in der Über­
zeugung, daß die arabische Nation wie während ihrer ganzen 
Geschichte in der Lage ist, mit kritischen Situationen und jegli. 
ehen Herausforderungen fertigzuwerden, weil sie Recht, Ge­
rechtigkeit und ihre nationale Existenz verteidigt. 
Auf der Gipfelkonferenz wurde die Notwendigkeit gemeinsa­
mer allarabischer Anstrengungen betOnt, um das strategische 
Ungleichgewicht zu überwinden , das durch das Ausscheiden 
Ägyptens aus dem Bereich der Konfrontation entstanden ist. 
Au f der Gipfelkonferenz wurde beschlossen, daß die Staaten, 
die bereit und fähig dazu sind, durch effektive AnSlrengungen 
iRre Teilnahme koordinieren. Auf der Gipfelkonferenz wurde 
auch die Notwendigkeit bestätigt, an den arabischen Boykott­
bestimmungen festzuhalten und sie strikt anzuwenden. Auf der 
Gipfelkonferenz wurden Mittel und Wege geprUft, um die ara­
bische Nachrichtengebung für das Ausland zu verbessern und 
so der gerechten arabischen Sache zu dienen. Auf der Gipfel­
konferenz wurde beschlossen, jährlich Gipfelkonferenzen ab­
zuhalten. Der 9. November eines jeden Jahres wurde als Termin 
für die Einberufung einer solchen Konferenz festgelegt. 
Die PrUfung der arabischen und der internationalen Situation 
auf der Gipfelkonferenz brachte die Bestätigung f{jr die Ver­
pflichtung der arabischen Nation zu einem gerechten Frieden 
auf der Grundlage eines vollen "israelischen" Abzugs von allen 
arabischen TerrilOrien, die 1967 besetzt wurden, einschließlich 
des arabischen lerusalem, und zum Schutz der unveränderli­
chen nationalen Rechte des arabischen Volkes von Palästina, 
einschließlich des Rechts auf Rückkehr, Selbstbestimmung und 
Errichtung seines nationalen Territoriums. 
Auf der Gipfelkonferenz wurde beschlossen, umfassendste in­
ternationale Aktivitäten einzuleiten, um die Rechte des paläst;-
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nensischen Volkes und der arabischen Nation darzulegen. Allen 
Ländern. die auf der Seite der arabischen Rechte und der ge­
rechten Sache stehen, wurde höchster Dank und Anerkennung 
ausgesprochen. 
Auf der Gipfelkonferenz wurden die Syrische Arabische Repu­
blik und ihre tapfere Armee, das Haschemitische KönigreiCh 
l ordanien und seine tapfere Armee gewürdigt. Es wurde auch 
Stolz uber den Kampf des palästinensischen Volkes und die 
Standhaftigkeit dieses Volkes innerhalb der besetzten Gebiete 
zum Ausdruck gebracht. 
Auf der Gipfelkonferenz wurde die nationale Charta fü r Ak­
tionseinheit begrUßt, die unlängst zwischen den beiden Bruder­
staaten Syrien und Irak vereinbart wurde. Sie ist ein bedeuten­
der Erfolg auf dem Wege der arabischen Solidarität. 
Auf der Gipfelkonferenz wurde auch große Anerkennung für 
die Initiative der bruderlichen Regierung Iraks unter der Füh­
rung von Präsident Marschall Ahmed Hassan al- Bak r zum Aus­
druck gebracht, die die Einberufung der arab i~hen Gipfelkon­
ferenz in Bagdad gefordert haUe, um die arabischen Reihen zu 
schließen und gemeinsame arabische Anstrengungen zu organi­
sieren, um so mit den Gefahren fertigzuwerden, denen sich die 
Nation im Augenblick gegenobersiehL Es wurden auch die 
wertvollen Anstrengungen gewürdigt, die Präsident Ahmed 
Hassan al-Bakr unternommen hat, um den Erfolg der Gipfel­
konferenz zu sichern. 
Auf der Gipfelkonferenz wurde auch eine Reihe von Resolutio­
nen und Maßnahmen angenommen, um der neuen Etappe ge­
recht zu werden und die Ziele und Interessen der arabischen Na­
tion zu schützen - in der Überzeugung, daß die arabische Na­
tion durch ihr moralisches und materielles Potential und auf der 
Grundlage ihrer Solidarität in der Lage ist, mit allen schwieri­
gen Situationen und aUen Herausforderungen fertigzuwerden 
- wie es in der gesamten Geschichte immer der Fall gewesen ist 
-, da sie Recht, Gerechtigkeit und ihre nationale Existenz ver-
teidigt. 

(Quelle: Horizont, Berlin, NT. 47/ 1978) 

ASK 'Po"lIarlen,erie -Salldoriliil hilfl ,leQen', 12 trl/bipe Hochp/anzp~t· 
lIallen von Kunst/ern QU' ChUe Sildalrilla, Pa/llS/ina und Vietnam. 
Prel" 8,- DM. Be,'ellunpen an , ASK, Eidlwald,'r. 32. 6 Frank/urIIM. 



für die 
Prämienangebot 

neuer AIB-
Ihre Werbung neuer Abonnenten ist uns eine große Hilfe. Wir bieten Ihnen dafür eine 
Reihe von Buch- und SdtallplaHenprämien an. 
Voraussetzung für die Zusendung der Prämie an Sie ist allerdings. daß die Abonne­
ment-Gebühren für 1 Jahr überwiesen wurden, heide Namen und Anschriften voll­
ständig eingetragen sind und die Untel"Khrift nkht vergessen wurdt:. 

Anschrift: AlB, Liebigstr. 46, 3SSO Marburg/L. 

• Für einen Abonnenten: 
G . Ortlnncrl J. Qwowsky. Dk .ngolani5cht Revolution. Analyse ur.d DoI:"",,,n~n.nhan3 
H. Ab<lel Hadi u .•.• o;e BRD. [stKl und die PalislineRK' 
H .-J . Hennt<:k., Adtlante Argenlinos! 
P. SchöU, Vietnam ~ 30 Tal" danad>. 
Paulo Frei ... Pidagog;k der Solidarität 
E . M_ Kohl. Pablo ra.iLrnisches Ki_l 
E _ Hack.thal , KrellZW\'S Chile. Qlristen. Kirche und Klüotnkompf _ und I\aob <10m Mi~tarpu!"'h 
ProIokoU de. Tribuna" ,.gen KoIooial;""us und Apan h<id im Südi","'" Afrika _ Bonn 1975 
J.-I •. Sdunidt, Entwicklungslind<r 
Tage mit Ho Chi Mi"" . ErinIW:rungen von Karnpfgeroh"e" 
R. Wüns<:he, D . W.idemann u •.• Die St.aten Afrik .. und Ali ... 
R. Mulowlli. Deut« .... Gtld WId [)rine Welt. Bei,pieI S ..... ilien 
Arbriukrei, festi_al. Kuba und die fest i_.lbew .. "n, 

• Für zwei Abonnenlen: 
Ruth Wo_r. otp Bcnario. ~hidtte eiDer deut..:hen R.voIutiooirin in Brasilien 
M. Uschner. Lat" inarnerika _ Schauplau. revolutioniirer Kämpfe 
S. !Untire., Vi_. Sandino. Leben und Tod des .... ten lll1einameriklniochtn Guerill.ffihren 
K. M. Schreiner. Sklave im eigene n Land. Unt.rdruck""g und Wide rstand im Siidlicltoen Abika 
E. G aleano. Die off .... n Adern Lateinarnerik ... Die ~hte .ines Konti';"n .. 
S. I. Tjulpaoow. Politisd>e Okonom" WId ihre Anwendung in den En~""pländem 
A. bkenderow. Die nationale Bel ... i~gwt&- Prodeme. Gesootzmilligke-it.n. Pcnpekti ... n 
M. Jürgensm. Metsd>er (H •. ), J(UM1 und' KulM des demoI<rot;.ch<p Otile 
G. Sluby iE. Wulff (H&.), Nürnberger V.rhandlungen gegen die V.rblechcn der Mililirjunlll in Chile 
Al; Prime ... V'IIUIIf<Ia. Ueder aus Lattinamc:ri k. 
I .. bel und Angel P ....... La Pe ... de los Pa ..... Ueder lOS Chik 
J. O, ,,,,,,,,ky/ W. GtiI.In . SGdafr;ka 

• Für drei Abonnenlen: 
H . Stiil1., Kuba. Vom Zuck.rmhr tur Zukunft 
B. Kübkr (Hg.). Cuba Libre . Fotos K. Rose. T .... A . Guha. F. N ..... D. Roos 
Chil~" un.tmaPl'" des Antiimperiolisti.«hen SoIidaritl .. kornit .... 

HIER AUSFOLLEN 

loh habe fiir .in AIB·Abon ....... nt gewonnen: 

N.~: __________________________________________________________________________________________________________ ___ 

A~ ______________________________________________________________ __ 

M.ine Ad ...... : 

N~: __________________________________________________________________________ _ 

Un!~~: ______________________________________________________________________________________________ __ 

B~wu~: _______________________________________________________________________________ -------
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Rezensionen 

Bundesdeutsche Entwicklungspolitik 

-- entwicklungspolitik -
.... oder Ausbeutung? 

Während die Fachliteratur lIber allgemeine Fragen der Unteremwick· 
lung ~nd Entwicklung in den letzten Jahren ins nahezu UnUberschau­
bare gewachsen ist, besteht ein auffälliger Mangel an konkreten Unter­
suchungen bzw. Einführungen zur westdeutschen Dritte Welt-Politik. 

Um ein vom Standpunkt der traditionellen bUrgerJichen Entwicklungs­
Illnderwissenschaft geschriebenes Standardwerk handelt es sich bei 
D. Kebschull/ K. Flsbendttl A. Nalni , EntwickhlDKsPolitik. Eine Ein­
fühf\lDg, J . übel1lrbeltele und trwd tu te Aunagc. Westdeutschu Ver­
lag. Opl. den 1916. 300 S .• 29,- DM. 
Die Autoren (Mitarbeiter des Hamburger Weltwirtschaftsarchi~s, Keb­
schull ist zudem Vorsitzender des wissenschaftlkhen Beirats beim 
BMZ) sind darum bemtlht, entwicklungspolitische Fragestellungen all­
gemeiner Natur in Zusammenhang mit der konkreten Entwicklungspo. 
litik der BRD darzustellen. Sie gehen dabei von der Prämisse aus, daß 
sich im Laufe der 2. Entwicklungsdekade die "Gefahr" eines endgIllli­
gen Zusammenbruchs der Entwiclr.lungshilfeidcc" (So 18, zit. nach der 
Auflage 1975) abzeichnet, der d ie kapitalistischen Industrieländer mit 
einer "flexibleren Haltung" (5. 19) als bisher begegnen mllßten. 

Als "PatentlOsung" zur Uberwindung der Unterentwicklung wird eine 
Wirtschaftsplanung als ,,, Dritter Weg' zwischen den Extremen der frei­
en Marktwirtschaft und der bis ins kleinste regulierten Zentralverwal­
tungswirtschaft" empfohlen. (So 160), womit eine Funktionalisierung 
von Planungsmethodep fUr die FOrderung eines kapitalistischen Ent­
wiclr.lungswegs gemeint ist. Unterstrichen wird diese Orientierung 
durch die Apologetik der ausländischen Privatinvestitionen in der Drit­
ten Welt. 
Ein Zeugnis fIIr die eingeschränkte Kritikfähigkeit der Autoren ist auch 
ihre Auseinandersetzung mit dem Ncokolonialismusproblem. die den 
Abschluß des Buches bildet. NcokoloniaJismus verstehen sie aus­
schließlich als Status-quo-Politik der westlichen Metropolen im Bünd­
nis mit den priviligierten Gruppen innerhalb der Entwicklungsländer 
(S. 230), nicht jedoch als System der Anpassung imperialistischer Poli­
tik an die neuen Existenzbedingungen des zusammengebrochenen Ko­
lonials)·stems. Von dieser Position aus bleibt die Kritik an der entwick­
lungspolitischen Praxis notwendigerweise im Symptomhaften stecken 
(P robleme des Zinsniveaus, der Lieferverbindung, der Inst rumentali­
sierung der Entwicklungspolitik durch vordergründige außenpolitische 
Zielsetzungen). Die Zielstellungen der BRD in der Drillen Welt begrei­
fen die Verfasser als Resultate pluralistischer Motive (im wesentlichen 
politischer, wirtschaftlicher und humanitärer Interessen und Motive. S. 
67 ff.), ohne nach den bestimmenden Determinanten zu fragen. die in 
den Reproduktions- und Verwertungsinteressen des westdeutschen Ka­
pitalismus begründet liegen. 
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K. Bodemtr, EntwleklungshUfe-Politik für w~n? Ideolo,i~ und V~rta· 
bepralis der deutSl:hen Enlwlcklungshllf~ in der ersten Dekade, 
Weltforum-Verlag, München 1914, 486 S., 61,- DM . 
In Bodemers methodischem Ansatz spielt das eben zitiene Pluralis­
mustheorem die entscheidende Rolle. Er ist bemüht, die nach außen in 
relativer Einheitl ichkeit erscheinende entwicklungspolitische Konzep­
tion der BRD als "Ergebnis eines zumeist langwierigen imerministeriel­
len bzw. zwischenstaatlichen bargainings- (Verhandlungsmacht; d. 
Red. ) Prozesses" darzustellen, das einen Kompromiß von Ressort- und 
Gruppeninter.essen zum Ausdruck bringt, die in das "multifunktionale 
Aufgabensystem Entwicklungshilfe" eingehen (5.359). Gleichwohl hat 
Bodemer die bislang detaillierteste Umersuchung der westdeutschen 
Entwicklungspolitik vorgelegt, die erstmals Verschlußakten des BMWI 
(das bis in die 70cr J .. hre uber die wichtige Kapitalhilfekompentenz ver­
fUgte) in die Analyse einbewgen hat. BQdemer behandelt schwerpunkt­
mäßig die Konzeption westdeutscher Entwicklungspolitik und -ideo­
logie von den ersten Anfll.ngen bis zur Herausbildung des Epplerschen 
Reformismus sowie die Konsequenzen des Konzeptionswandels rllr die 
Vergabepolitik der BRD. Besondere Akzeme setzt er auf die spezifisch 
westdeutsche Variame der Systemauseinandersetzung im Kalten Krieg 
(Hallstein-Doktrin) und die mit der Herausbildung der BonnCl' Ent­
wicklungspolitik verknUpften ökonomischen Expansionsinteressen 
(Exportförderung, gesellschafts- und wirtschaftspolitische Beeinnus­
sung der Entwicklungsländer qua Entwicklungshilfe). Als wesentliche 
Konstante westdeutscher Entwicklungspolitik und ihrer ideologisch­
konzeptionellen Varianten sicht der Verfasser einen fast dun;hg!l.ngi­
gen, auf einsei tige Gebervorteile gerichteten außen- und außenwirt· 
schaftspolitischen Interssenstandpunkt. Dies wird nachgewiesen an 
"der zögernden. auf die staatl iche Absicherung privatwinschaftlicher 
Aktivitäten beschränkten Hilfebereitschaft in den Anfangsjahren, der 
Gewichtun8 der Hilfearten (Bevorzugung von Kapitalhilfe), dem 
durchweg propagierten Vorrang der Privatinitiative. den verschiedenen 
Spielarten außen- und außenwirtschaftspolitischen Zielverlautbarun­
gen im Gefolge der Hallstein- Doktrin und der U eferbindungspolitik; 
ebenso (an) der Bevorzugung der bilateralen Vergabe. der geographi­
schen Auf teilung der Millel und der Konditionsgestaltung (So 360). 
Auch die Pannerschaftsideologie wird in diesem Zusammenhang zum 
Ausdruck eines "einseitigen Interessenstandpunkts. " Unter diesem 
Aspekt kann die von Eppler betriebene Teilrevision der Entwicklungs­
politik keinesfalls als die von ihren Verfechtern propagierte grundle­
gende Wende gelten (5. 366). Sie bewirkte allenfalls . daß "die von den 
Westdeutschen seit je bevorzugte Definition ihrer Außen- und Entwick­
lungspolitik von den eigenen wirtschaftlichen Bedürfnissen her voll 
zum Zuge kommen" konnte (S. 369). Mit seiner Prognose, daß die re­
formistischen Ambitionen Epplers mit dem verengten ökonomischen 
ManOvrierspielraums der BRD scheitern mUßten. hai Bodemer recht­
behalten. 
iu w (Hng.), Entwl(!: lungspolitik - Hil fe oder A usbeulUng~ Die ent­
wIcklungspolItische Pr1lXis df r URD und ihre wirtschaftlichen Hinter­
gründ~, Freiburt 1978, 320 5., 8,80 DM . 
Wenngleich sich die iz3w-Autoren vom Anspruch her kritischer geben 
(insbesondere was den Entwicklungsbcgriff und die RoUe der interna­
tionalen Konzerne betrifft). gelingt ihnen keine st ringente, weiterflih­
rende Darstellung des neokolonialistischen Systems der Bundesrepu­
blik. Bemerkenswert ist sicher das BemUhen, die FragWOrdigkeit ent­
wicklungspolitischer Anstrengungen an Hand einer konkreten Kritik 
von Projekten der "Entwicklungshilfe" nachzuweisen. In der Veröf­
fentlichung werden im Einzelnen Projek te aus den Bereichen Bildung 
und Ausbildung, Gesundheit. Agrarsektor, Militärhilfe, der gewerbli· 
chen Wirtschaft und der Infrastruktur kritisch abgehandelt. Äußerst 
fragwOrdig ist es jedoch, wenn dies als Alternative zu imperialismus­
tncoretischcn Fragestellungen ausgegeben wird (so S. 223 ff.). um im 
Anschluß die gängige These von der "Multifunktional!tät der "Ent­
wicklungspolitik" auszubreiten. Den bereits genannten Interessen, die 
auf die Entwicklungspolitik der BRD einwirken. wird hier noch ein 
"entwicklungspolitisches Interesse der Bundesregierung" hinzugefügt, 
was immer man darunter verstehen mag. Die Originali tät. die der reiße­
rische Titel suggerieren könme, sucht man vergebens. R. "'II [k 



Kurzinformationen 

Zimbabwe 
Wie in Namibia so scheint der brutale überfall dn Smhh-Regimes auf 
ein FlÜChtlingslager der Patriotischen FronliZAPU in Sambia, bei dem 
Ende Oktober mehrere hundert Menschen ums Leben kamen, eine wei­
chcnstcllcnde Funktion ru r die von den Westmlchten angestrebte AII­
p3ncicnkonferenz über Rhodesien gewonnen ~u haben. Die Marionet­
tenregierung Smilh/MuwrcwalSilholeJChirlu hai die ursprilnglich bis 
turn 31.12. 1918 vorgesehenen " UnabhlnJigkeitswahlcn" inzwischen 
auf April 1979 hinausgeschoben. Der weißen Minderheit standen die 
schwarzen Kollaborateure neben der bisher garantierten Spernnillori· 
1.11 in dem zu wlhlendcn Parlamell; auch wichtige Minislcrposlcn in der 
"Unabhängigkcilsregicrung" zu. Die von Salisbury verbreiteten Pro­
pagandathesen über ein a ngebliches Abbröckeln der Streitkrt fte der 
Patriotischen Front scheinen eher für das Marionettenbündnis selbst 
:tuzutreffe.n: Anfang November trat der Chirau-Gefolgsmann und 
Hluptling des Matabele-Stammes, Kayisa Ndiweni, von seinen Funk­
tionen zUrtlck und forderte JO$hua Nkomo :tUT Rückkehr naeh Zi rn­
babwe auf. 

Uganda-Tansania 
Ende Oktober d. J. drangen ugand ische Truppen in den sog. Kagera­
Zipfel an der Nordgrenze Tansanias ein und hielten bis in die zweite 
NovemberhIlIfte hinein ein Territorium von ca. I 800 qkm besetzt. Die 
das OAU-Prinzip von der Unantastbarkeit der bestehenden Grenzen in 
Afrika grob verletzende Provokation ist durch eine sei t 1972 währende 
Feindseligkeit des ugandischen Staatschefs Idi Amin gegen das Nach­
barl&.nd motiviert. Tansania hatte dem von Amin gestürzten Milton 
Obote, der einen sozialistisch o rientierten Kurs verfolgte, politisches 
Asyl gewlhrt. Die fortschrittlichen Krlfte in Afrika verweisen jedoch 
a uf weiterreichende Implikationen des Aggre~ionsaktes. Samora Ma­
chel erklärte fUr die Regierung der Volksrepublik M~ambique: "Der 
Konflikt zwischen Uianda und Tansania ist kein Grenzkonflikt. Noch 
handelt es sich um einen Expansionskrieg Ugandas ,egen Tansania. Es 
ist eine vorgeplante Akt ion, um die Si tuation in Tansania zu destabili­
sieren, wirtschaftliche Schwieriikeiten in diesem Lande zu schaffen, in­
dem man die zu Tansanias Entwicklung notwendigen menschlichen 
und materialien Ressourcen in der nationalen Verteidigung bindet. 
Ugandas A ktion ist eine vorgeplante Aktion mit dem vergrblichen Ziel , 
Tansania zur Aufgabe der gerechten Prinzipien der Unterstützung des 
Befreiungskampfes zu bringen. Das ugandische Re,ime ist ein direkter_ 
Agent dieser imperialistischer AUressionen. Es ist das ,leiche Regime, 
das den Marioneuentruppen Sitholes und Muzorewas Zuflucht, Waf· 
fen und militlrische Ausbildung gibt." 

Korea 
Die Bildung eines gemeinsamen Militärkommandos USA-SUdkorea im 
November d . J. hat die Ko lonialmanier der Washingtoner Koreapolitik 
und den Marionenencharakter des Pak-Regimes verfestigt. Als "Sym· 
bei des festen Bündnisw" würdigte es US-Vertcidigungsminister 
Brown in Seoul. Noch im Februar 1976 hatte Prlsident J . Caner ge­
kOndet, die USA müßten alle amerikanischen Truppen unverzU&lich 
aus SUdkorea abziehen, womit er der UN· Resolution Nr. 3390 vom Ok­
tober 1975 (Wortlaut in AlB 7-8/1976) entsprach. Nach Carters Amt­
santritt war nur noch von Bodentruppenreduzierung die Rede, die von 
einer beträchtlichen Erweiterung der Luftstreitkrlfte und rlun einem 
gemeinsamen Oberkommando mehr als ausgeglichen wurde. Gemein­
same Großmanöver fanden bereits im Marz und November d. J . stau. 
Das Pak-Regime wird von den USA in noch ,!"Oßerem Maßstab aufle­
rtlStet: FUr die nächsten Jahre soll es US-Waffen in Höhe von 8 Mtd 
Dollar erhalten. Wie in einer Erklärung des Außenministeriums der 
Koreanischen Demokratischen Volksrepublik Anfang November 1979 
festgestellt wurde. haben "die USA den sUdkoreanischen Marionetten 
berei ts eine große Menge nuklearer Waffen, anderer Waffen und mili· 
tärischer Ausrilstungen unrer dem Vorwand von ,Kompensationsmaß· 
nahmen', die den ,Truppenabzug' ausgleichen sollen, übergeben. Sie 
haben beschlossen, ihnen in den kommenden Jahren weitere Angriffs· 
waffen, einsc:hlieOlich der modernsten Raketentypen, die Kemspreng· 
köpfe tragen können, versch iedene Arten von .J9.gdflug;eugen, Pan­
zern, AufiUtrungsierlte sowie selbstfahrende Haubitzen auszuhändi­
gen." 

Argentinien-Chile 

:1 

Seit über einem halben Jahr sind drei klei ne Inseln, P icton, Nueva und 
Lennox, mit einer Fläche von 300 qkm ein Seflhrlicher Streit- und Ver­
handlungspunkt zwischen Argentinien und Chi le. Obwohl sie 1977 vom 
Internationalen Gerichl$bof Chile zugesprochen wurden, gab sich Ar· 
gentinien mit dem Spruch nicht zufrieden, sondern versuchte durch mi· 
litäriscbe Droh,ebtrden eine Revision zu erzwingen. Nicht nur st ra te­
gisch, da die Inseln den Seeweg vom Atlant ik in den Pazifischen Ozean 
kontrollieren, sind sie ein Zankapfel . Durch den Iksitz der Inseln wUr· 
de auch Chile zu einer atlantischen Mach t. Ferner ist der Besitz der In· 
sein wiruchaftlich wichtig, da sie auch den Zugang zur Antark tis er­
möglichen und damit eine bctrlchtl iche Ausweitung der Fischereizone. 
Wie die Kommunistischen Paneien C hiles und Argentiniens übcrein· 
uimmend feststellten, lt,e eine Kriegseskalation vorab im Interesse der 
internationalen Ö I- und Rüstungskonzerne. Ihnen nämlich wUrden gro­
ße Waffenlieferungen und neue ExpansionsmOglicbkeiten a n der 
Atlantik-und PazifikkUste winken. Die faschistischen Armeckreise 
könnten ihrerseits eine WOle des C hauvinismus fü r neue Schläle gesen 
die demokratische Bewegung nutzen. 

Bolivien 
Nur vier ~onate währte die Amtszeit des Putschgenerals Percda (val. 
AlB 9/ 1978), dann er,riff Generalstabschef Padilla selbst die Macht . 
Diese Maßnahme stieß auf die Zustimmung der O pposition, so der 00. 
livianischen Arbeiterzentrale COB, Studentenorganisationen und des 
p rogressiven Parteien bundnisses FUDP unter Führung von Siles Zua­
zo, in der neben der Nationalen Revolut iOnären Bewelung, den tibera­
len auch die Kommunistische Partei und kleinere Parteien orpnisiert 
sind. Besonders provoziert worden waren Opposit io n und Offiziere 
durch die Ankündigung Percdas, nicbt $Chon Mitte 1979, sondern erst 
Ende 1980 Wahlen ausschreiben zu lassen, da das Land 1979 noch nicht 
reif für Wahlen sei. Heute konzent ri eren sich alle Hoffnungen auf eine 
Demokratisierung Boliviens, wofür es eini,e Anzeichen gibt . So ist der 
neue Innenminister selbst an einem mißllückten Putsch segen Banzer 
beteiligt gewesen und ein großer Teil des h inter Padilla stehenden jün­
geren Offizierskorps hatte ebenfa lls unler Banzer schon eine Demokra­
ti sierung und einen Rücbug des Milit.lrs von der politischen Macht ,e­
forden. 

Kuba-USA 
Nun mußte Jimmy Carter doch zugestehen, oaß die in oer zweiten No­
vemberhälf1e zu einer neuen " Kuba-Krise" hochgeschauke lten Be­
hauptungen, in Kuba seien MIG 23 OberSl;halln ugzeuge mi t Ausrtl­
stunl for atomare Kriegsführuns stat ioniert, nicht der Wirklichkeit 
entsprechen. Dahinter standen zwei Anliegen Washingtons: Zum einen 
durch die Anhlufuna neuen Konfliktstoffs den Abschluß des Abkom­
mens zur Bcgrenzuna strategischer Angriffswaffen (SA L T 11) mit der 
Sowjetunion zu hintertreiben. Zum anderen eine Verschärfung der an­
tikubanischen Gangart zu rechtfertigen. Denn zur gleichen Zeit , da 
man die an tikubaniSl;he Kampagne neu entfachte, fübrten die USA 
wiederholt "AufklärungsflUge" über der Insel durch. Ergtnzc:nd fand 
unter der Ikzeichnung "Gulf ex-79" das grOßte Manöver US­
amerikanischer und britischer See- und Luftstreitkrl fte sei t 1962 im 
Golf von Muiko und in der Karibik, nur 50 Meilen von Ku bas Küste 
entfernt, statt. Aber n icht nur Kuba gilt diese dreiwöchige militi rische 
Demonstration der Stlrke. Zugleich soll den sich mit Hilfe der USA an 
der Macht haltenden Diktaturen des lateinamerikanischen Ko ntinents 
die militlrische und politische P räsenz der USA symbolisiert werden. 

3. 



UNESCO: Bonn wider 
Medien-" Dekolonisierung" 

Überall in d~n bürgerlichen Zeitungen konnte man es ItSen: 
" Die freie Presse hat dnen Sieg errungen." Wogegen hat sie 
eigentlich gekämpft? 
Der 20. Vollversammlung der UJ'+.Organisalion für Erzie­
hung. Wisscnschaft und Kultur (UNESCO) lag der Entwurf 
einer " Dek laration über Grundprinzipen der Massenmedien 
zur Festigung des Friedens und der internationalen Verständi­
gung. zur Förd~rung der Menschenr«:hle und pes Kampfes 
gegen Rassismus, Apart heid und Kriegshetze" vor, in dem 
drei Passagen enthalten waren, die durch einen konzentrierten 
Angriff der Regierungen der Europäischen Gemeinschaft un­
ter der Führung der BRD und der rur sie berichtenden Medien 
zu Fall gebracht wurden: 
I . Die Dek laration wollte die Informationsmedien zu " kor­
rekter, o9jektiver, ausgewogener und vollständiger Berichter­
stattung" anhalten. 
2. Die Mitgliedsstaaten der UNESCO wurden aufgefordert, 
darüber zu wachen, daß die Medien ihres Landes diese Richt­
linien einhalten. Schließlich sollten 
3. die Informationsmedien dazu vtrpOichtet werden, in ihrer 
Berichterstattung einen Beitrag zum Kampf gegen Faschis­
mus, Rassismus und Kriegshetze zu leisten. 
Vernünftige Forderungen , sollte man meinen, die iin Interesse 
der Mehrheit der Völker liegen und darüber hinaus dem 
Grundgesetz der BRD entsprechen, das z. B. Krie~ und Ras­
senhetze unter Strafe stellt. Warum dann di~ Geschrei: 
" Der Welt droht Zensur" (Bonner Rundschau) oder "Ge­
fährliche Idee" (Frankfurter Rundschau)? 

P luralitälsapoSlel Gensche 

Wären diese Essentials tatsll.chlich in der politischen Praxis 
wirksam geworden, hätte es einschneidene Veränderu ngen in 
der Berichterstattung der Presse in den kapitalistischen Län­
dern geben müssen (etwa über den Befreiungskampf der un­
terdf1)cKten Völker der Dritten Welt); denn nach dem bürger. 
lichen Verständnis von Pressefreiheit ist in ihr auch die Frei­
heit zu lüge und Unwahrheit enthalten. Ja, es gibt im Rah­
men der ..... es tdeutschen Pres.selandschaft sogar ZeilUngen et­
wa des Kalibers Springer (es sind nicht die aunagenschwäch­
sten), zu deren Prinzip es nachgerade gehön, die Wahrheit zu 
unterdrtlcken, und dies auf die vielfll.ltigsle Art und Weise: 
durch Falschmeldungen, Teilinformation, Totsch ..... eigen. LO· 
g,. 

Daß es so etwas gibt, hat auch Bundesaußenminister Genscher 
zugeben mOssen: .. ... so verkenne ich keineswegs, daß jede 
Freiheit schlecht gebraucht oder sogar mißbraucht ..... erden 
kann. Dies gilt auch fü r die Freit:eit der Presse", sagte er in 
Paris. Na also, denkt man sich. nun muß er sich doch einset­
zen fOr diesen Entwurf. denn er ist offensichtlich gegen den 
Mißbrauch der Pressefreiheit . Doch ..... ei t gefehlt. Genscher ist 
der entschiedenste Gegner diese~ Deklaration ...... eil er ein viel 
besseres Rezept hat: .. Gesen' verfälsc hte Information gibt es 
nur ein Mittel: die Pluralität der Information. Die Vielfalt der 
Informationen und die Vielfalt der Informationsmedien -
dies i ~t der beste und der einzige Schutz gegen verfälschte Be­
richterstallung und manipulierte Meinungsmache. Nur Plura­
liUit macht objektive Meinungsbildung möglich." 
Lotet man Genschers Konzept einmal aus, läuft es darauf hin-
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aus, daß nur durch das Nebeneinander von falscher und rich­
tiger, von unvollstAndiger und sorgfältiger Information die 
Wahrheit gdunden werden kann. Nur dadurch also, daß 
manche Zeitungen permament die Unwahrheit schreiben, 
kann man überhaupt merken, daß andere es nic~t tun. Was 
bedeutet das Genscher-.Konzept eigentlich fIl r den durch­
schnittlichen Zeitungskonsumenten. der nur eine Zeitung am 
Tag liest und das Pech hat, gerade die zu lesen, die die "Frei­
heit der Presse mißbraucht?" Wo bleibt sein Menschenrecht 
auf vollständige und umfassende Information? Oder, was soll 
man tun, wenn aUe großen bü rgerlichen Zeitungen und auch 
das Fernsehen unvollständig informieren? Wie gerade eben 
geschehen bei der Berichterstattang Ober diese 20. Vollver­
sammlung der UNESCO, die ober die Verantwortung der 
Presse Beschlüsse zu fassen hatte. Keine der großen Tageszei. 
tungen hat es fe rtiggebracht, den vollständigen Text wenig­
stens der ü berschrift der beschlossenen Deklaration zu 
drucken. Statt dessen die immer wiederkehrende Meldun.: 
"Sieg fü r die Pressefreiheit." Welche Freiheit sie wohl mei­
nen? 

Oie "Dekolonislerung der Inrormalion" 

Trotzdem ist mit der Verabschiedung der Deklaration - auch 
wenn einige Forderungen amputiert worden sind - ein Schritt 
auf dem Wege zu einer grundlegenden Demokratisierung der 
.....e ltweiten Informationsordnung getan worden. Denn es liegt 
jetzt erstmals ein UN-Dokument vor, dessen Inhalt fIlr den 
Kampf der fortschrittlichen Krafte - vor allem in der Dritten 
Welt - ein hilfreiches Instrument darste llen kann. 
Die Notwendigkeit der "Dekolonialisierung der Infor­
mation" war bereits auf der 5. Gipfelkonferenz nichtpaktge­
bundener Lander, die 1976 in Colombo stattgefunden hatte, 
unterstrichen worden. In der dort verabschiedeten Deklara­
tion heißt es u. a.: "Eine neue internationale Ordnung für den 
Bereich der Information und der Massenmedien ist genauso 
wichtig wie eine neue internationale Wirtschaftsordnung." 
So wie die Länder der Dritten Welt beginnen, sich von der 
ökonomischen Abhängigkeit des Imperialismus zu befreien, 
so werden sie sich auch zwangsläufig aus dessen ideologischer 
Umklammerung lösen. Die in Paris v~rabschiedet e Deklara­
tion kann ihnen dabei von Nutzen sein. 


